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Landtags.

46. Srtzung.
Mittwoch, den 26 . März 1930, nachmittags >, .. 4 Uhr .

Tagesordn ung :

I . Bekanntgabe der Eingänge.
I I . Fortsetzung der Beratung der Tagesordnung der 44 . Sit¬

zung.

Am R e g i e r u n g s t i s ch : Minister des Kultus und Un¬
terrichts Dr. Remmele, Ministerialdirektor Dr. Huber, Mini¬
sterialrat Dr. Thoma, die Oberregierungsräte De Asal ,Baumgratz, Broßmer, Dr. Steiner , Dr. Weißmann , Regie¬rungsrat Dr. Tcnz . »

Inhaltsverzeichnis :
Tiehe schlug des Amtl. Berichts Lp . 2489/90.

Präsident T n f f n c r eröffnet die Sitzung nach ‘Ai Ilhr .

Präsident £ uf frier :
eich darf dem Hause mitteilen, datz unser Kollege , HerrSteinel , heute nach einer langen Erkrankung zum ersten¬mal im Hause ist. Ich heiße ihn herzlich willkommen und

hoffe, daß er sich bald ganz erholt, um an unseren Arbeiten
teilnchmen zu können (Beifall) .

Bor Eintritt in die Tagesordnung erhält zu einer Erklä¬
rung das Wort

Wg . Hilbert (Wirtsch .- u . Bauernp .) :
Nach uns zugegangenen zuverlässigen Nachrichten hat der

nationalsozialistische Wg . Roth in mehreren Versammlun¬
gen , u . a. am Sonntag , den 16 . März , in Tegernau die Be¬
hauptung ausgestellt, datz von der Fraktion der WirtschaftS -
nnd Bauernpartei die Wg . H a g i n und Hilbert im Land¬
tag bei der Beratung des Fleischfteuergesetzes in der Sitzung

T*

' vom 20 . März d . Z . für die Verlängerung dieses Gesetzes ge¬stimmt hätten und der Abg . Schmidt - Breiten sich derStimme enthalten habe.
Wir erklären diese Behauptung als unbedingt unwahr , da

sämtliche Wgeordnete unserer Fraktion gegen die Verlange»
rung des Fleischsteuergesetzes gestimmt haben, und spreche»
daher dem Abg . Roth die Fähigkeit ab, über die Verhand¬
lungen des Landtags der Wahrheit entsprechend berichten zukönnen .

Präsident T » f f « e r :

Verhindern rlgsanzeigen
habe ich folgende bekanntzugeben: die Wg . Frau Blase »Böning , Roth , Dr. Schäfer sind krank , die Abg .
H ü g l e , K l a u s m a n » , Wagner sind geschäftlich ver¬
hindert.

Hierauf wird in die

Tagesordnung
eingetreten.

Fortsetzung der Beratung des Staatsvoranschlags
Hauptabteilung V Ministerium des Kultus und Unter¬
richts ,

und damit in Verbindung
den Gesetzentwurf über die Ausbesserung gering besol¬

deter Pfarrer aus Staatsmitteln.

In der allgemeinen Beratung erhalten weiter das
Wort

Abg. Bauer (D . Vp .) :
Nach den ausgezeichneten Ausführungen , mit denen gesternmein Parteifreund Dr. Mattes , die an sich ja sehr uner¬

quickliche Debatte über das Dotationsgesetz auf eine recht
beachtenswerte Hohe geführt hat (Lachen ) , von der ich nur
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gewünscht hätte , daß sie heute auch von dem Herrn Abg .
Maier gehalten worden wäre — ich kann ja sehr wohl ver¬
stehen , daß sowohl das Zentrum wie auch die Sozialdemokratie
von manchen dieser Ausführungen nicht angenehm berührt
waren (Zurufe ) ; man ist oft nicht angenehm berührt , wenn
man die Wahrheit hört von einer anderen Seite ; aber ich
meine, selbst Sie füllten doch anerkennen , daß Herr Or.
Mattes die Frage von hoher Warte aus besprochen hat
(Lebhafter Widerspruch) —, dann sind Sie eben nicht zu be¬
lehren , dann wollen Sie , wie heute früh Herr Kollege Or.
Baumgartner gesagt hat , eben nicht aus Ihrer Haut
heraus , dann müssen Sie drin bleiben ! Zurufe . — Glocke
des Präsidenten ) —, ich sage , ich kann mich nach diesen vor¬
trefflichen Ausführungen des Herrn Dr. Mattes auf
ziemlich kurze Bemerkungen beschränken .

Ich glaube, wer die Debatte am gestrigen und heutigen
Tage mitgemacht hat und mit Kopf und Herz dabei gewesen
ist, der bedauert, dah es zu einer solchen Debatte gekommen
ist (Sehr richtig ! beim Zentrum ) ; das muh man sagen.

Der Herr Mini st er des Kultus und Unterrichts
hat im Haushaltsausschuh gesagt, der Beschluh des Landtags
vom Juli 1927 sei die Veranlassung und diesem Beschlüsse
müsse die Regierung Nachkommen . Ich kann mich nun noch an
andere Beschlüsse des Landtags erinnern , zum Beispiel kann
ich an einen Beschluß des Landtags bezüglich der Simultan -
schule erinnern , dem die Regierung in keiner Weise nach ,
gekommen ist. Es scheint eben so zu sein, dah die Regierung
den Beschlüssen immer nur dann Nachkommen muh . wenn es
sich um das Interesse des Zentrums handelt , wenn die Dinge
dem Zentrum angnehm sind ! Der damalige Simultanschule -
Beschluh war dem Zentrum nicht angenehm — infolgedessen
wurde er nicht ausgeführt ! Der Beschluß vom Juli 1927 war
angenehm — infolgedessen muhte er ausgeführt werden!

Wenn heuje früh der Herr Kollege Maier , der leider nicht
da ist — ich spreche nicht gerne einen Abgeordneten an , wenn
er nicht da ist —, er kommt gerade — , wenn der Herr Kollege
Maier heute früh gesagt hat . die Ausführungen des Herrn
Di. Mattes seien die liberalen Anschauungen, die uns die
Verachtung der ganzen Welt zugezogen hätten , so mutz ich,
selbst gewohnt an das Mah der Ausdrücke des Herrn Kollegen
Maier , zunächst einmal einen solchen Ausdruck für meine
Partei schärf zurückweisen . Aber wenn wir geschichtlich die
Frage prüfen , so muh ich doch , Herr Kollege Maier , fest¬
stellen , daß zu einer Zeit , wo diese liberalen Anschauungen
durch 163 Abgeordnete im Reichstag vertreten waren , das
Deutsche Reich draußen hochangesehen dastand — was man
heute, wo es durch 163 Sozialdemokraten im Reichstag ver¬
treten ist, nicht sagen kann ! (Zurufe von den Sozmldemo-
kraten und vom Zentrum .) Ich glaube auch sagen zu können ,
daß die alte Nationalliberale Partei , deren Führer den Grund¬
satz aufgestellt hat : „Das Vaterland über die Partei ! " auch
draußen im Ausland mehr Achtung dafür gefunden hat, wie
wgnn ein prominenter Vertreter der Sozialdemokratie den
Grundsatz aufgestellt hat : „Ich kenne kein Vaterland , das
Deutschland heißt ! "

(Sehr richtig ! bei den Nationalsozialisten ) .
Gegenüber den Ausführungen des Herr Ministers , in denen

er heute früh und gestern darauf zu sprechen kam , dah die
evangelische Kirche — wenn ich ihn recht verstanden habe —.
zur Paritätsfrage keine Stellung genommen habe, dah sic aber
dazu aufgefordert worden sei — ich bitte , mich zu korrigieren,
wenn ich etwas Unrichtiges sage — , möchte ich doch bemerken,
daß nach der Anfrage , die der Herr Minister de ? Kultus und |

Unterrichts unterm 27. September 1927 an die evangelische
Kirche gerichtet hat, eine solche Aufforderung nicht gegeben
war . Es heißt in dieser Anfrage :

„Der Landtag hat die Regierung neuerdingt ersucht ,
für den nächsten Staatsvoranschlag die Staatsdotation
an die Kirchen unter dem Gesichtspunkt der Parität und
der Notlage der Kirchen einer erneuten Prüfung zu
unterziehen . Zu diesem Zweck wäre ich für eine tunlichst
umgehende Mitteilung einer Darstellung der Erträgnisse
der allgemeinen Kirchensteuer im Rechnungsjahre 192t'
dankbar.

In Vertretung unterzeichnet:
Armbruster ."

So lautete die Anfrage des Herrn Ministers vom
27. September 1927. In dieser Anfrage liegt auf keinen Fall
eine Aufforderung zu einer Stellungnahme zur Paritätsfrage
(Zwischenbemerkung am Regierungstisch) .

Die andere Aufforderung , die gegeben ist, bildet die Air¬
frage vom 12. Februar 1929. In dieser Aufforderung durch
den Minister des Kultus und Unterrichts heißt es :

„Der Badische Landtag hat in der Sitzung vom 6 . Juli
1928 beschlossen, die Staatsregierung zu ersuchen , alsbald
alle angezeigten Schritte zu unternehmen , um die Kirchen
auf den Zeitpunkt vorzubereiten , zu welchem bas Gesetz
über die Aufbesserung gering besoldeter Pfarrer aus
Staatsmitteln nicht mehr verlängert werden wird. Bevor
ich prüfen lasse, an welche Maßnahmen im Sinne dieses
Beschlusses gedacht werden kann, möchte ich dem verehr-
lichen Oberkirchenrat Gelegenheit geben , zu dem Land¬
tagsbeschluß mit Vorschlägen in der einen oder anderen
Richtung Stellung zu nehmen. Sollte hierfür zunächst
eine Besprechung erwünscht sein , so darf ich um ent¬
sprechende Nachricht bitten .

"

( Zwischenruf vom Zentrum .) Das mußte doch im Verfolg
der Anfrage vom 27. September 1927 auch dahin aufgefaht
werden, dah eine Mitteilung über die Darstellung der Er¬
trägnisse gegeben werden soll (Zwischenbemerkung vom
Regierungstisch) . Auf alle Fälle ist es bei der evangelischen
Kirchenbehörde so aufgefaht worden, denn ich bin dahin unter¬
richtet , dah die evangelische Kirchenbehörde damals — . wenn
ich nicht irre —, gleich zurückgeschrieben hatte : sobald die
Paritätsfrage angeschnitten würde , würde für sie eine neue
Lage gegeben sein . Das hatte sie in ihrem ersten Schreiben
mitgeteilt (Auf Zwischenbemerkung vom Regierungstisch) .
Dann wäre ich nicht richtig unterrichtet . Ich weih aber , dah
die evangelische Kirche , wenn diese Anfrage an sie heran¬
getreten wäre , ganz gewiß bereit gewesen wäre , zu einer
anderen Regelung die Hand zu bieten . Die Frage ist aber
nach dem Material , das mir zugänglich gemacht worden ist,
niemals an die evangelische Kirche gestellt worden.

Ich möchte hier doch sagen , und auch dem Herrn Minister
gegenüber es ganz offen aussprechen, dah bei den heutigen
badischen Verhältnissen, wo dieser Volksteil, der doch beinahe
40 Proz . der badischen Bevölkerung ausmacht, in der Regie¬
rung , in den maßgebenden Stellen der Regierung , seit Jahren
überhaupt nicht vertreten ist (Zurufe vom Zentrums -, icki
weih nur , daß der Herr Staatspräsident katholisch ist. ich weiß,
daß der ehemalige Minister Trunk und Herr Minister
W i t t e m a n n katholisch sind , und ich weiß, daß der Herr
Minister vr . Remmele keiner Konfesiion angehört (Auf
Zwischenbemerkung des Ministers des Kultus und Unterricht?
I) r. Remmele : ) — . ich weiß nicht , trm ? darin liegen s -ll .
das ist doch keine Schande, das habe ich schon oft gehört!
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( Zwischenrufe) — , ich meine, datz unter diesen Verhältnissen
es unbedingt berechtigt und nötig gewesen wäre , der evange¬
lischen Kirchengemeinschaft entgegenzukommen. Denn es ist
gar keine Frage , daß die katholische Kirchengemeinschaftin der
Regierung doch ganz anders vertreten ist als die evangelische .
Das kann durch kein Wort weggestritten werden, das ist Tat¬
sache, und dem sollte man Rechnung tragen , schon um nicht
das Gefühl zu erwecken, als ob ein Bevölkerungsteil benach¬
teiligt würde.

Und nun komme ich mit einigen Worten zu den Ausfüh¬
rungen , die Herr Kollegs Dr. Baumgartner heute früh
gemacht hat . Den einleitenden Ausführungen in seiner
gestrigen Rede , denen ich Wort für Wort zustimmen möchte,
und die vollkommen das treffen , was mir in dieser Frage am
Herzen liegt, nämlich , daß man den Religionsfrieden , den
konfessionellen Frieden nicht stören will, datz man gemein¬
schaftlich arbeiten will — diesen Ausführungen hat allerdings
die Vorlage selbst nicht entsprochen . Die Vorlage selbst
bedeutet — lassen Sie mich das einmal ganz offen sagen —,
eine Störung des konfessionellen Verhältnisses (Lebhafter
Widerspruch bei Zentrum ) . Sie sagen, es müsse ein Unrecht
beseitigt werden, das 54 Jahre lang getan worden ist. Nun
lassen Sie mich aber einmal offen fragen : Halten Sie es für
nötig, daß ein Unrecht im gegenwärtigen Zeitpunkt , in einer
Zeit , wo soviel Unrecht in der Welt ist, wo soviel Unrecht
draußen geschehen ist — denken Sie an die Jnflations -
geschädigten (Zurufe vom Zentrum ) , denken Sie an die
Kriegsbeschädigten; —, halten Sie es für nötig, daß in einem
solchen Zeitpunkt ein Unrecht , das nach Ihrer Ansicht
54 Jahre lang bestanden hat, das aber nach unserer Ansicht
kein Unrecht ist — man kann darüber verschiedener Ansicht
sein , ich bestreite das gar nicht ; Sie sehen , da gehen die
Begriffe schon auseinander — , aus der Welt geschafft , daß in
einem solchen Zeitpunkt eine solche Frage angefaßt wird ? !
Ich glaube nicht, daß dieses Anfassen der Frage den wirklichen
Interessen der Kirche dient. Ich glaube, daß es draußen heute
weite Kreise gibt , die sagen : Ist es in einer Zeit, wo wir
wissen , datz die Kirchen sich nicht in einer ausgesprochenen
Notlage befinden — das ist sowohl bei der katholischen Kirche
wie bei der evangelischen Kirche der Fall —, ist es da nötig,
eine Frage , die 54 Jahre lang befristet weiter gegangen ist,
aufzugreifen und einen neuen Modus in die Art der Regelung
hineinzubringen ? Ich verneine diese Frage .

Nun hat der Herr Kollege Dr. Baumgartner heute
früh scharf die Ausführungen meines Kollegen Dr. Mattes
bemängelt, weil er auf die Parität der Zahlenden zurück¬
gegriffen hat . Herr Abg . Dr. B.aumgartner , wir haben
in den letzten Jahren es niemals erlebt, daß von irgend einer
Seite die Parität der Zahlenden aufgegriffen worden wäre ,
obwohl schon bisher die Verhältnisse so waren , daß der
evangelische Bolksteil einen Teil seiner Steuern für den
katholischen Volksteil aufgebrachthat (Zuruf von Zentrumsseite ) .
DaS ist zahlenmäßig von meinem Kollegen Dr. Mattes
i -achgewiesen worden (Auf Zuruf des Abg . Dr. R e tz b a chj .
Ich sage , Herr Kollege Dr. Retzbach , wir hätten die Frage
nicht aufgeworfen, sie ist dadurch aufgeworfen worden, datz
man gesagt hat . jetzt muß die Parität hergestellt werden,
und datz man dann dabei auch die Frage der Zahlenden
aufgegriffen hat , ist doch sehr wohl verständlich . Dann , Herr
Dr. Baumgartner , hat Herr Dr. Mattes gesagt, er
sieht die Parität der Zahlenden als einen Punkt an — er
hat ihn nicht als den allein wesentlichen bezeichnet — , und
im Haushaltsausschutz hat er dieselben Ausführungen

gemacht . Ich glaube, daß diese Ausführungen in diesem
Sinne berechtigt waren , daß mit dem Augenblick , in dem die
Parität aufgeworfen wird, es sehr berechtigt ist, Nicht nur
die Parität der Nehmende» , sondern auch die Parität der
Zahlenden zu berühren , wie das von Herrn Dr. M a t t e s
geschehen ist . Was heißt Parität ? In diesem Falle , der uns
vorliegt, kann Parität nicht heißen jedem das gleiche zu
geben , sondern Parität heißt in diesem Falle , jedem das
Seine zu geben , was nötig ist.

Nun , Herr Kollege Dr. Baumgartner , haben Sie
zurückgegriffen bis auf den Reichsdeputationshauptschlutz.
bis auf das Jahr 1803. Sie haben festgestellt , welche Verluste
die katholische Kirche durch den Reichsdeputationshauptschlutz
erlitten hat und haben die Bemerkung daran angeknüpft,
dasselbe träfe auf die evangelische Kirche zu (Abg . Dr
Baumgartner : Entsprechend! ) . Nun meine ich, daßdas — verzeihen Sie , wenn ich das Wort brauche — , heute
keine Ausführungen sind, die einen praktischen Wert haben.
Wir können nicht die Geschichte revidieren (Erneuter Zuruf
von Zentrumsseite ). Ich meine, wir brauchen nicht auf das
Jahr 1803 zurückzugehen , um festzustellen, welch gewaltige
Verluste erlitten worden sind , es ist noch nicht lange her,da sind auch von uns gewaltige Verluste erlitten worden, die
kein Mensch wieder gut machen kann. Man kann das also
nicht gegeneinander stellen . Das einfache Volk draußen wird
diese Frage nicht verstehen, datz immer nur die Kirche davon
spricht , was sie zu kriegen hat, und daß andere aber stille
sein sollen und sich mit dem begnügen sollen, was sie haben ;das wird der einfache Mensch nicht verstehen, und ich glaube,es ist nicht zum Vorteil der Kirche , wenn derartige Fragen
aufgeworfen werden.

Nun wurde gestern von meinem Freunde Dr. Mattes
bemängelt, daß die ganze Regelung zuungunsten der evan¬
gelischen Kirche dahin festgestellt werden kan » , datz in
Zukunft, wenigstens vom Jahre 1934 ab. der Unterschied
zwischen einem evangelischen und katholischen Pfarrer im
Jahre sich auf 57 Ml beläuft . Ich glaube , datz das nicht den
wirklichen Verhältnissen gerecht wird (Zuruf : vom Jahre1934 !). Vom Jahre 1934, also im Beharrungszustand (Abg.Dr. Baumgartner : Nach Ihrem Antrag hört der
Unterschied auf, weil das ganze im Jahre 1935 aufhört ! ).
Im Beharrungszustand würde es sich auf 67 Ml ßelaufen .

Heute früh hat Herr Dr. Baumgartner ausgeführt ,
datz die katholische Geistlichkeit sich aus einfache » UN»
ärmeren Volksteilen rekrutiere , nun ich glaube, daß man im
allgemeinen von der evangelischen Kirche dasselbe sagenkann. Wenn man aber annehmen würde, daß die evangelische
Kirche sich bisher aus wohlhabenden Kreisen rekrutiert habe,müßte man heute zum Schluffe kommen , datz sie mehr als
bisher bekommen müßte , denn auch der evangelische Pfarrerwürde dann das. was er an Vermögen voraus gehaÄ hat,
durch die Inflation verloren habe.

Nun eine Frage an das Zentrum , ich erinnere an die
Ausführungen der Frau Kollegin S i e b e r t über die
Kinderfürsorge — ich glaube, es war Frau Sievert , dieüber di« Kinderfürsorge und über die Fürsorge für die
kinderreichen Familien gesprochen hat , und deren Wortemir in ihrem sozialen Verständnis sehr gefallen haben. Dann
sollte man in dem Punkte , wo man in der Lage ist/ dieseFürsorge praktisch zu betätigen , nicht zurückhaltend fern .Tatsache ist doch, datz die evangelischen Pfarrer mit ihrenKindern und Frauen andere Verpflichtungen haben als die
katholischen Pfarrer (Abg . S e u b e r t : Wenn sie aber
reiche Frauen haben! ) . Dann ist es ebenso , wie bei allen
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andern , welche reiche Frauen haben, dann sind sie besser
daran , als wenn sie arme haben . Ich stelle nur fest, daß
man diese sozialen Verhältnisse bei den evangelischen
Pfarrern mit Frau und Kindern nicht mit 57 Mi im Jahre
abgelten kann. Ich bin selbst der Sohn eines evangelischen
Pfarrers , ich kenne die Verhältnisse einigermaßen , ich weiß,
daß in einem evangelischen Pfarrhaus mit jedem Groschen
gerechnet werden mußte, so daß ich gerade der Ansicht bin,
daß die Regierung ihnen heute entgegenkommen muß , be¬
sonders wegen der Kindererziehung . Der Pfarrer , der
draußen auf dem Lande lebt, ist der einzige, der sein Kind
wegschicken und unterbringen muß . Wenn Sie dann sagen,
das soll alles mit 5 Ml im Monat abgegolten werden, so
kann ich darin keine Parität sehen , das muß ich ehrlich
bekennen, daß ich diese Parität nicht für richtig halte (Abg.
Bock : Herr Abg . Bauer , wie erzieht der Arbeiter seine
Kinder ? ) . Gewiß, ich weiß, daß die Verhältnisse hier noch
sehr viel schlimmer liegen, wie in anderen Kreisen. Aus
diesem Grund bekämpfe ich das, die Kirchen hätten diese
Frage nicht aufwerfen sollen, weil es in der Zeit der Not
viel Verbitterung anstiften wird, von der ich gewiß bin, daß
die katholische Kirche sie nicht haben will .

Ich gehe so weit, ich glaube nicht , daß es dem Zentrum —
ich halte es für so selbstlos —, auf 100 000 Ml mehr oder
weniger ankommt (Zuruf beim Zentrum : Auf die Parität
kommt es uns an !). Dem Zentrum kommt es darauf an,
seine Macht zu beweisen: Jetzt sind wir an der Macht, jetzt
beweisen wir , was wir durchsetzen können. Nicht auf die
Gelder kommt es hier an , das unterstelle ich dem Zentrum
nicht (Zuruf von Zentrumsseite ).

Ich habe heute früh die Ausführungen des Herrn Kollegen
Deutsch mit Interesse angehört , er spricht in diesem Hauie
eine besondere Sprache, er spricht in diesem Hause die
Sprache des Idealisten . Ich kann Ihnen ehrlich versichern ,
daß, wenn ich auch in der Tonart anders sprach , ich vor
4J4 Jahren doch mit eben solchem Idealismus in dieses Haus
gekommen bin. Heute habe ich diesen Idealismus nicht mehr,
und wenn ich noch 3 Jahre darin bin, wird er noch mehr
Schiffbruch gelitten haben. Ich habe die Dinge von Anfang
an mitgemacht und ich sehe , wie die Dinge jetzt behandelt
werden : Die Regierung ist mit der Vorlage gekommen , sie
mußte so , wie sie kam , angenommen werden, man hat nicht
auf die Einwendungen der evangelischen Kirche gehört, mdem
man wenigstens geprüft hätte , was man ändern kann, ob
man nicht statt ein Sechstel bei den Kinderzulagen mehr
geben kann, mchts wurde geändert . So wie die Vorlage
vorgelegt wurde, wird ste angenommen . Das ist das , was ich
auf das schärfste bekämpfe . Dazu sitzen wir hier nicht zu¬
sammen. und halten mehr oder minder schöne Reden, wenn
es heißt, heute abend wird abgestimmt, dann nimmt das
Zentrum und die Sozialdemokratie die Vorlagen an , die
anderen haben nichts zu sagen.

Vom liberal -demokratischen Standpunkt aus , und vom
Standpunkt der anderen Parteien aus , sehe ich aber ein
Erfreuliches darin , daß es das erstemal ist, daß die Parteien ,
die leider Gottes sonst durch viele Gegensätze getrennt sich
gegenüberstehen, sich einmal gefunden haben.

Ich bedauere, daß es nicht schon bei anderem Anlaß sein
konnte , aber ich möchte das Zentrum doch warnen , den Bogen
zu überspannen . Vielleicht kommt doch auch einmal daraus
eine wirkliche Verständigung der 'Oppositionsparteien
— Sie werfen so oft der Nationalliberalen Partei

vor, daß sie den Bogen überspannt hätte . Ich gebe
zu, daß das bisweilen der Fall war . Ich bin aber der
Ansicht, daß Sie heute auf dem besten Wege sind , dieses
Beispiel noch zu übertreffen , auf dem allerbesten Wege .
(Zuruf aus dem Zentrum : Das kann man nicht übertreffen .
Wir sind viel zu gerecht dazu. ) Der Herr Abg . Maier hat
gestern in der ihm eigenen liebenswürdigen Weise unseren
Antrag als unehrlich bezeichnet ; aber heute hat er sich schon
etwas gebessert , und hat gesagt, er wäre nicht ehrlich , nicht
ganz ehrlich . Ich meine, Herr Kollege Maier , es wäre
doch eine Gelegenheit, uns einmal — (Auf Zwischenruf des
Abg . Maier : ) Sie haben sich gebessert , ja . Sie haben es
auch sehr nötig gehabt. Sie haben sich heute früh gebeffert
und haben statt unehrlich gesagt : Nicht ganz ehrlich . Jetzt
muß ich aber sagen, Herr Abg . Maier , stellen Sie uns
doch einmal auf die Probe , stimmen Sie dafür , Sie wissen ,
daß Sie uns damit auf die Probe stellen , ob es ehrlich
gemeint ist.

Nun , noch ein Wort in der heutigen Zeit ; vor wenigen
Tagen hat der Finanzdezernent des Zentrums , Herr Dr.
Brüning , in einer Versammlung gesagt: Jede Mark , die
wir jetzt nicht sparen, müßten wir in der Zukunft nut
Tausenden von Mark wieder bezahlen. Er hat also die Lage
so dargestellt, daß wir gegenwärtig mit jeder Mark im Reich.
Ländern und Gemeinden rechnen müssen . Ich stimme diesen
Ausführungen des Herrn Dr. Brüning vollkommen bei . Nun
frage ich, was wollte denn unser Antrag ? Wer spart denn
mehr, der Antrag , den wir, die vereinigten Parteien , gestellt
haben, oder der Antrag des Zentrums ? Ich glaube , die
Rechnung ist sehr einfach, daß unser Antrag mehr spart
(Abg . Maier : Sie sagen doch , sie kann es nicht ertragen ! )
Wie? (Zwischenruf des Abg. Or. Leers .) Die Kirche kann
es nicht ertragen ? (Zwischenruf der Abg . Maier und Or.
Wolfhard . ) Die evangelische Kirche — das stelle ich fest ,
Herr Abg . Maier —, die evangelische Kirche hat auf die
Frage , die vom Ministerium an sie gestellt worden ist,
welche Stellung sie zu dem Antrag der Liberal -Demokra¬
tischen Parteien einnehme, geantwortet , daß sie dem Antrag
zustimme unter der Voraussetzung des gleichzeitigen gleich¬
mäßigen Abbaus, und unter Aufrechterhaltung — was ja
Herr vr . Baumgartner gestern auch gesagt hat — , der
ihr etwa zustehenden Rechte aus den Artikeln 138 und 178.
Sie hat also die Bereitschaft dazu erklärt . Ich weiß nicht,
es wäre vielleicht interessant — (Abg . Maier : Unter
Vorbehalt) . Unter diesem Vorbehalt , jawohl , aber ste —
(Auf Zwischenruf des Abg . Maier : ) Ja , gewiß , dam>t ist
auch sie einverstanden gewesen , mit dem Antrag , den wir
gestellt haben.

Ich weiß nun nicht , welche Stellungnahme dazu die
katholische Kirche eingenommen hat . Der Herr Abg Or.
Baumgartner hat es gestern verneint , er hat gestern
erklärt , dem grundsätzlichen Abbau könne das Zentrum nicht
zustimmen. Ich weiß nicht , welchen Standpunkt die katho¬
lische Kirche eingenommen hat , ob die katholische Kirche den¬
selben Standpunkt wie die evangelische Kirche eingenommen
hat . Wenn das der Fall wäre, würde ich es für ein Unrecht
des Landtags halten , wenn er in einer solchen finanziellen
Zwangslage , in der wir uns gegenwärtig befinden, und wenn
sich die Kirche bereit erklärt mit einem Abbau bis zum
Jahre 1934, daß dann der Landtag dem nicht stattgeben
würde. Ich weiß , es ist vielleicht nutzlos, aber ich muß doch
sagen , die zwei Tage haben mich in der Ansicht noch SeflSirft J
daß man zum mindesten noch einmal die Frage an da -?
Zentrum stellen soll, ob es denn nicht möglich wäre , all den
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Ausführungen , die hier gemacht worden find , auch Rechnung
zu tragen , sonst wird es dazu kommen , es ist gestern schonvon einer Seite der Vorschlag gekommen , alle Parteien , mit
Aufnahme von Zentrum und Sozialdemokratie sollten sich
heute an den Verhandlungen überhaupt nicht beteiligen,
sondern sollten hinausgehen , weil sie ja sagen, es ist dochalles bestimmt, es wird da nichts anders gemacht , wozudann diese zwei Tage zu reden. Ich bin aber der Ansichtes ist doch in den zwei Tagen manches Beachtenswerte
geredet worden.

Glauben Sie mir , ich richte wirklich die Bitte an Sie i»l
Interesse des Friedens , im Interesse des konfessionellen
Friedens , wir können in der gegenwärtigen Zeit nicht zu all
den Streitigkeiten , die unser Volk zerreißen , auch noch die
konfessionellen Streitigkeiten hineinbringen , die ich ja über¬
haupt für unser größtes Unglück in Deutschland ansehe. Sie
werden aber hineingebracht, ob mit Recht oder mit Unrecht ,
lasse ich dahingestellt. Tatsache ist aber, daß sie hineingebracht
werden, und wenn man die Eingaben , wie sie von den
evangelischen Kirchengemeinden gemacht worden find, mit
abfälligen Ausdrücken bezeichnet , wie es im Haushaltsaus¬
schuß geschehen, so kann die Sache damit nicht erledigt wer¬
den, das ist nicht möglich. Nun frage ich Sie ganz offen:
Wenn es umgekehrt wäre, nehmen Sie an , wenn die 89 Proz .
Katholiken das Doppelte bezahlen würden wie die Evangeli¬
schen, wenn von ihnen die von 600 Gemeinden gestellten
Anträge kämen , ob Sie dann nicht sagen würden , auf solche
Dinge muß man unbedingt Rücksicht nehmen. Ich merne,man sollte auch dem Gegner entgegenkommen und sollte auf
das, was er sagt, auch Rücksicht nehmen. Es würde unserem
parlamentarischen Zusammenarbeiten sehr viel mehr nützen ,als wenn wir alle das Gefühl bekommen müssen , hier sitzteine kompakte Mehrheit, gegen die ist nicht aufzukommen,
gegen die ist nichts zu wollen , dann mutz nach meiner An¬
sicht ein vernünftiger Mensch allmählich das Interesse an der
Aussprache verlieren — (Auf Zwischenruf des Abg.
Maier : ) Nein, Herr Abg. Maier , wir haben doch Vor¬
schläge gemacht , diese sind doch zum mindesten diskutabel,man kann zum mindesten darüber reden. Sie haben heute
früh gesagt , Sie wollten sich in den konfessionellen Streit
überhaupt nicht einmischen (Zuruf : Das überlasten wir
Ihnen ). Dann lassen Sie uns die Sache mit dem Zentrum
abmachen , dann müssen wir uns zusammensetzen. Enthalten
Sie sich der Stimme heute, und lasten uns die Sache mit
dem Zentrum abmachen . Dann werden wir den Stimmen ,
die laut geworden sind, auch einigermaßen Rechnung tragen
(Zwischenrufe) . Ich meine, so habe ich — ich bin ein einfacher
Soldat —, aber so habe ich das parlamentarische Wesen
nicht verstanden, daß sich hier zwei Parteien hinsetzen und
sagen: Hier bringen wir eine Gesetzcsvorlage ein, friß
Vogel oder stirb, etwas zu sagen hast du nicht. Ich stelle
fest, obwohl in der Haushaltsausschutzsitzung, obwohl wir
zwei Tage hier im Plenum von sehr beachtlicher Seite doch
Bemerkungen gehört haben, die eine berechtigte Kritik üben,
die man nicht ohne weiteres übersehen kann, trotzdem wird
am Schluß an der Sache gar nichts geändert und die Vor¬
lage wird angenommen (Abg . Or Person : Das war alles
wohl erwogen). Dann brauchen Sie ja die anderen nicht ,dann wollen wir den Landtag, alle Abgeordneten sofort
heimschicken, dann sparen wir tvenigstens Geld. Dann bleibt
nur das Zentrum da und die Sozialdemokratie , dann sparenwir Geld (Unruhe. — Glocke des Präsidenten ) .

Ich sage noch einmal , im Interesse des konfessionellen
Friedens richte ich die Bitte an Sie . doch noch einmal ernst

zu überlegen, ob man einfach die anderen , die anders
denken , die aber beträchtliche Gründe vorgebracht haben, ein¬
fach beiseite pchieben kann, oder doch nicht im Interesse der
gemeinsamen Arbeit — es gibt doch Fragen ,in denen wir einmal wieder mit dem Zentrum zusanunen -arbeiten müssen , wo vielleicht die Sozialdemokratie ihre
eigenen Wege geht , ich meine, solche Wege werden verbaut ,wenn eine Gewaltherrschaft Platz greift , wie sie durch drr
Behandlung dieses Gesetzes Platz gegriffen hat (Beifall inder Mitte ).

Abg . Or. L e e r s (D . Dem. P .) :
Ich glaube, es wird schon sehr vielen bewußt geworden sein»daß die Einbringung dieses Gesetzentwurfs in diesem Hauseeine sehr ungewohnte und sehr unerfreuliche Lage" geschaffenhat. Es ist allmählich im Laufe der Debatte so geworden, daßüber konfessionelle Dinge in einem Ausmaß gesprochen wor¬den ist, wie wir das glücklicherweise hier in diesem Hause nichtgewöhnt sind . Bezeichnend war ja , daß der Herr KollegeMaier schließlich von einer katholischen Seite und von einer

evangelischen Seite dieses Hauses sprach . Ich möchte von
Vorneherein ganz nachdrücklich dagegen protestieren , daß mandas Haus in eine katholische und in eine evangelische Seiteeinteilt (Zurufe : Sehr richtig ! ) , und ich möchte dem Zentrumden Anspruch bestreiten, daß es etwa die katholische Seite des
Volkes vertrete . Die Katholiken in meiner Fraktion wenig¬
stens, vermutlich auch die in anderen Fraktionen , die sich jetzt
nicht aus den Standpunkt des Zentrums und der Sozialdemo¬kratie stellen , erheben den Anspruch , daß sie sonst und auch in
dieser Frage sich mindestens eben so sehr dessen bewußt sind ,was zum Vorteil — zum wahren Vorteil — katholischer reli¬
giöser Bedürfnisse geschieht (Abg . S e u b e r t : Der Herr Erz¬
bischof will aber etwas anderes , Herr Or. L e e r s — Heiter¬keit) . Der Herr Erzbischof — ich rede darüber jetzt wirklichnur deswegen, weil der Herr Kollege S e u b e r t entgegen
guter Sitte den Herrn Erzbischof in die Debatte gezogen hat— der Herr Erzbischof wird, glaube ich, nicht wünschen, daßer mit politischen Fragen in Zusammenhang gebracht wird.Der Herr Abg . Or. Baumgartner hat ja nun —, und
zwar in sehr umfangreicher Weise — eine Reihe von Fragenerörtert , bei denen es sich um Ansprüche handelt, die die Kircheunter Umständen glaubt noch an den Staat stellen zu können.Er hat zwar selbst zugegeben, daß zwischen diesen Ausführun¬
gen und dem Gesetz über die Aufbesserung gering besoldeter
Pfarrer kein unmittelbarer Zusammenhang besteht ; aber „ein
gewisser Zusammenhang" — so meinte erfand so kann ich das
doch wohl wiedergeben — „bestehe eben doch "

. Demgegenüber
möchte ich sagen: Diesen Zusammenhang erkennen wir nicht
an ; er besteht auch nicht . Um das festzustellen, hätte man nür
nötig gehabt, den verschiedenen Ausführungen zu folgen,
welche über die Entwicklung der Angelegenheit vorgetragenwurden . Es besteht ausschließlich und allein ein Zusammen¬
hang zwischen , dem Bedürfnis der Religionsgemeinschaften,der Kirchen , in erster Linie nach Mitteln , die sie aus eigener
Kraft , nämlich vermittels der Kirchensteuer, nicht decken konn¬
ten und nicht decken können — und der Aufbesserung gering
besoldeter Pfarrer aus Staatsmitteln . Das sind die klinge,die miteinander in Zusammenhang stehen — und alles an¬
dere kann füglicherweise ausscheiden . Es dürste meines Er¬
achtens auch um so eher auszuscheiden sein , als ja doch nie¬
mand erwarten kann, daß gerade wir hier irgendetwas
„Standhaftes ", etwas auf die . Dauer Wertvolles über die
Frage sagen könnten , inwieweit noch aus der Säkularisationher Ansprüche der Kirche gegen den Staat bestehen . Mit die -
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skr Feststellung will ich durchaus nicht die Sachkenntnis des
Herrn Kollegen Dr. Baumgartner best/eiten ; aber er
selber wird mir zugeben, daß diese Fragen viel zu schwierig
sind , um sie hier im Rahmen der Diskussionen eines Landtags
zu erledigen (Abg . Dr. Baumgartner : Das habe ich auch
gar nicht gewollt ! ) . Deswegen bin ich der Meinung , es werde
viel richtiger sein , wenn wir hinsichtlich dieser Frage uns auf
den Standpunkt stellen , den auch mein Parteifreund , der Herr
Abg . Dr. Glöckner , immer eingenommen hat , und den wir
Demokraten immer einnehmen : Wir erkennen in dieser Be¬
ziehung nichts an , oder, wie ich als Minister gesagt habe : Ich
sage nicht Ja und nicht Nein . Denn das „Ja " oder das „Nein"
wird entweder einmal vom Richter gesprochen , oder es wird
darüber im Weg des Vergleichs entschieden werden, wenn es
überhaupt dazu kommt , daß diese Fragen erledigt werden. Aber
was hier im Rahmen politischer Erörterungen über diese
Dinge gesagt wird, hat wirklich keine erhebliche Bedeutung ;
das kann doch wirklich nur dazu führen , die Gemüter zu ver¬
wirren . Auch dazu mutz ich sagen : Was sollen denn die Fer¬
nerstehenden drautzen, die nicht so recht in die Dinge hinein-

■sehen , davon denken , wenn jetzt darüber hin - und hergeredet
wird, was für ungeheuere Ansprüche die Kirchen noch an den
Staat haben ? Das kann doch wahrhaft auch nicht zur Beru¬
higung der Gemüter dienen, sondern das kann doch immer
nur dasjenige herbeiführen , was hier von verschiedenen Red¬
nern und auch von Zentrumsrednern , auch von seiten des
Herrn Abg . Dr. Baumgartner als etwas Bedauerliches
bezeichnet wird, datz nämlich ein Zwiespalt in die Konfessio¬
nen hineingetrqgen wird.

Aber es ist nun einmal so , wie es auch von einer Seite des
Hauses heute gesagt worden ist : Durch diesen unglücklichen
Gesetzentwurf hat man den Unfrieden in die Konfessionen
hineiNgetragen. Sie dürfen sich nicht wundern , datz — wenn
Sie mit einem derartigen Gesetzentwurf kommen — dann na¬
türlich auch in der Diskussion dies oder jenes vorgebracht
wird, was auch nicht gerade zur Pflege oder Förderung des
konfessionellen Friedens beiträgt (Zuruf des Abg . Dr. R e tz -
b a ch) . Ebenso wie ich persönlich , steht auch meine Fraktion
durchaus nicht auf dem Standpunkt , daß man , wenn man
von der Parität spricht , die Parität der Steuerleistungen her¬
anziehen soll. Ich bin übrigens auch der Meinung , datz , wenn
von dem Herrn Abg Dr. Mattes diese Frage in die De¬
batte hereingetragen wurde, dies hauptsächlich unter dem Ge¬
sichtspunkt geschehen ist, unter dem sich hier im Jahre 1899
der Herr Abg . Dreesbach geäußert hat . In jenen Verhand¬
lungen her Zweiten Kammer hat er von dieser Parität der
Steuerleistungen gesprochen (Abg . Hofheinz : Sehr rich¬
tig !), und das kann sich die Sozialdemokratie wohl merken .
Aber möge dem sein , wie ihm wolle : ich bin durchaus der
Meinung , daß es besser ist, diese Frage aus dem Spiel zu
lassen — obwohl ich auch nicht zugeben kann, daß man sie
berechtigterweise etwa mit der Lösung sozialer Aufgaben und
landwirtschaftlicher Fragen in Zusammenhang bringen dürfe,
wobei an eine Lösung gedacht ist, unter der die Landwirte
lediglich dasjenige bekämen, was aus der Landwirtschaft ge¬
flossen ist usw . Es besteht denn doch ein sehr wesentlicher
Unterschied zwischen solchen Aufgaben und der Pflege des
kirchlichen Wesens ; denn die Kirchen sind vom Staat doch
durch einen ganz, anderen Abstand und durch die Selbständig¬
keit ihrer Aufgaben getrennt . Aber wie gesagt, ich halte es

. nicht für angebracht, Dinge dieser Art in die jetzige Erörte -
rung hereinzuziehen. Ich bin überhaupt der Meinung : Die
Diskussion hat eben so recht lebhaft gezeigt , datz dieses Fo¬

rum nicht das richtige ist, um das Für und Wider hinsichtlich
der Erwägungen über Parität — wenn man von ihr schon
einmal reden will — zu erörtern ; man hätte sie au anderen
Stellen und vor anderen Instanzen erörtern sollen .

Der Herr Abg . Dr. Baumgartner hat gesagt : wenn
die Konfessionen , die Vertreter der einzelnen Kirchen und
Religionsgesellschaften über diesen Gesetzentwurf nicht gehört
worden wären , dann wäre das ein schwerer Vorwurf , der der
Negierung zu machen sei (Zuruf des Abg . Dr. Baumgart¬
ner ) — So ungefähr : Wenn Sie nicht so gesagt haben, dann
sage ich so (Abg . Dr. Baumgartner : Ach so ! ) . Aber im¬
merhin haben Sie gesagt , daß sie annehmen , man habe
vie Kirchen gehört (Abg . Dr. Baumgartner : zu dem An¬
trag in dem Beschluh des Landtags ! ) . Da möchte ich nun
Dinge klar stellen , die in der Diskussion schon wiederholt be¬
rührt worden sind . Als jenes Schreiben vom Februar 1929
in der Debatte erwähnt worden ist, da wurde von sozialde¬
mokratischer Seite gesagt : „Wer war denn damals Unter¬
richtsminister ? " Der Herr wutzte natürlich ganz genau , datz
ich es war (Heiterkeit) . — Und es hat auch einer der Herren
mir zugerufen : „Also haben Sie es versäumt , damals die
Frage den Kirchen gegenüber aufzugreifen " . Auch aus dem
Eindruck der Verlesung im Hause habe ich gemerkt, datz man
auf verschiedenen Seiten offenbar doch noch nicht dasjenige
so ganz klar und scharf erfaßt hatte , was vom Regierungs¬
tisch aus durch den Herrn Unterrichtsminister Dr. Rem -
m e l e aus den Akten verlesen worden war . Ich habe das
daraus gemerkt , daß dann zu - hören war : „Na ja also ! " Das
sollte also wohl heißen : Nun ja , es ist ja doch alles geschehen ,
was zu geschehen hatte !

Die Dinge verhielten sich aber folgendermaßen : Am 18 .
Februar 1929 habe ich als Unterrichtßniinistcr den Kirchen
,nitgeteilt , datz gemäß dem Beschluß des Landtags vom Juli
1928 die Kirchen aus eine rasche Beendigung — sagen wir
kurz : der Pfarrdotationen sich vorbereiten sollen : nicht mehr
und nicht weniger ! Nur auf eine „Beendigung der. Pfarrdota¬
tionen" sollten sie sich vorbereiten ! Und darauf kamen nun
die Antworten : diejenige der evangelischen Kirche sehr spät,
erst in diesem Jahr ; diejenige des erzbischöflichen Ordinariats
sehr früh : im Juli . Und in jener ersten Antwort des Erz¬
bischöflichen Ordinariats vom Juli war nach Ausführungen
über die zahlenmätzigen Verhältnisse bezeichnenderweise nur
gesagt: man bitte daher dringend, auch künftig die Dotation
in der bisherigen Höhe weiter zu leisten. Das war auch
ganz klar. Denn die von mir aufgeworfene Frage enthielt
nur den Gedanken: die Pfarrdotation wird aufgehoben.
Selbstverständlich erhalten sowohl die Herren in der evange¬
lischen wie die in der katholischen Kirche die Landtagsverhand
lungen und hatten jenen Beschluß vom Jahre 1928 nachge¬
lesen (Abg . Dr. Baumgartner : Und den von 19271) . Ich
komme gleich darauf ! — und sie hatten dort gesehen , datz der
damalige Abg . Geh . Oberkirchenrat D . Mayer , gesagt hatte,
man solle rasch, mit ein öder zwei Schnitten Schluß machen
Sie waren also von mir nicht über die Möglichkeit eines Ge¬
setzentwurfs unterrichtet, in dem der bisherige Verteilungs -
mahstab irgendwie geändert werde. Den Kirchen war also
die Änderung eines Verteilungsmatzstabes in der Vorberei¬
tung dieses Gesetzentwurfs gar nicht nahe gebracht worden.
Man braucht auch nur das Schreiben des Evangelischen Ober¬
kirchenrats. das erst in diesem Jahre , anfang Februar , kam.
zu lesen , indem er zum Schluffe etwa schreibt : „Soeben er¬
halte ich die Nachricht "

, — und da hat er erst die Nachricht
erhalten — „datz ein Gesetzentwurf vorliegt, der den Grund-
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satz der Parität glaubt verwirklichen zu müssen durch Ände¬
rung des Verteilungsmatzstabes."

Das Erzbischöfliche Ordinariar scheint sich ja später, wenn
ich richtig gehört habe, im Dezember noch einmal geäutzert zuhaben, ob das auf Grund irgendeiner Orientierung geschehenist , vermag ich nicht zu beurteilen , und in jenem Schreibenscheint es bezüglich des Berteilungsmatzstabes etwas gesagtzu haben. Also seit jenem Beschluh des Jahres 1928 ist mitden Kirchen kein Wort darüber verhandelt worden, datz manden Verteilungsmatzstab ändern wolle .

Nun ist die Frage aufgeworfen worden, ivar es denn be-
xechtigt, datz man so nur den Kirchen gegenüber schrieb ? Ichglaube ja , meine Herren . Gewiß , wir haben im Jahre 1927,ini Juli 1927, einen Beschluß des Landtags , der auf Antragdes Herrn l)r. Föhr zustande kam , der etwas anderes be¬deutet hatte , einen Beschluß , m dem die Regierung ersuchtwurde, zu prüfen , ob unter denr Gesichtspunkt der Bedürf¬tigkeit, des Bedürfnisses und der Parität eine neue Vorlagezu machen sei.

Run erstens einmal rnöchte ich mir doch erlauben , die Dingein jenen Julitagen denjenigen Herren , die damals schon iniLandtag waren , ins Gedächtnis Zurückzurufen. Es hat sichbekanntlich darum gehandelt, datz mein Parteifreund Dr.Glöckner aus der unergründlichen Mappe des Herrn Dr.Maruni einen lange zurückgelegten Antrag hervorgeholt hat,>vas ihn : den Vorwurf eingetragen hat, daß es recht uner¬
freulich sei, in den letzten Tagen noch mit dieser Arbeit zukommen und in diese heißen Tagen den Zankapfel hereinzu¬werfen , denn darüber , ob die altkathvlische Kirche die paar Tau¬
send Reichsmarkbekommen solle , herrschte ja die Meinungsver¬schiedenheit . Herr Dr. Führ benützte aber diese Gelegenheit,aus dieser kleinen Sache eine große zu machen , und es kanidann dieser Antrag , der, wie Sie wissen , mit ganz schwacherMajorität angenommen worden ist. Die Folge war , datz oie
Koalitionsregierung keine besonderen Maßnahmen traf , son¬dern beim nächsten Voranschlag an den Landtag herantratmit einem Voranschlag, in dem hinsichtlich der Beträge fürPfarrbesoldung Lücken waren , und die weiteren Verhandlun¬gen ergaben dann den Jnitiativgesetzentwurf , den der HerrM i n i st e r schon erwähnt hatte . Bei den Verhandlungenüber jenes Juitiativgesetz wurde seitens der Sozialdemokratiezwar darüber geredet, datz nian 25 Proz . abbauen solle, undseiten des Zentrums , das gar nichts abgebaut haben wollte .Es kam dann zu dem Vermittlungsvorschlag , der von meinerPartei ausging . Aber darüber , datz man den Berteilungsmaß -
stab ändern solle, darüber ist ini Fahre 1928 gar nichts ge¬redet worden. Jener Beschluß Dr. Föhr — vom Jahre 1927— war durch die nachfolgenden Verhandlungen total erledigt,und es war für die Kirchen gar kein Anlaß vorhanden, anzu -
»ehmen. datz man darauf zürückgreife, und die Regierung ,damals vertreten im Unterrichtsministerium durch mich, hatauch nicht darauf zurückgegrisfen. Die Herren von der Re-
gierung waren auch selber nicht der Ansicht , datz sie die Kir¬
chen zu dem Gesetzentwurf gehört hätten , und sic haben rechtDie Kirchen haben keinen Anspruch darauf , das möchte ichihnen gar nicht zuerkennen «Abg . Dr. Baumgartner :Wie ist es denn bei dem Gemeindeanhörungsrecht gemäß
8 20 ? ) . Was soll das bei dieser Gelegenheit tun ? (Erneuter
Zuruf des Abg. Dr. Baumgartner ) . Den Gemeinden ist
bekanntlich durch die Verfassung ein Rechtsanspruch einge¬räumt (Abg . Dr. Baumgartner : Wie wird das gehand-habt ? ) . den Kirchen nicht . — Ja , sirid Sie der Ansicht , daßdie Gemeinden bisher nicht gehört worden seien? (Zuruf au£

dem Zentrum : Die Städte behauptend , datz sie beim Straßen¬
gesetz nicht gehört worden sind ! ) . So , die Städte behaupten '??— Gewiß waren schon Streitigkeiten zwischen den Städteneinerseits und dem Ministerium andererseits , ob man sie im¬mer gehört habe , aber darüber war doch kein Streit , datz sie
Anspruch darauf haben, gehört zu werden, und wir habenuns seit Jahr und Tag darüber unterhalten , wie wir das
durchführen müssen . Tie werden aber doch mit mir einiggehen , datz nach dev Verfassung die Kirchen keinen Anspruchhaben. Die Regierung hat recht , wenn sie den Anspruch nichtanerkennt.

Von der Regierungsbauk droben im Haushaltsausschutz istaber mit allem Nachdruck betont worden, es sei keine von denbeiden Kirchen über den Gesetzentwurf gehört worden, mitallem Nachdruck ist das betont worden, und erst nachher gibtman zu, man habe sie doch gehört (Minister des Kultus und
Unterrichts Dr. Remmele : Zur Sache ! ) . — zur Sache,und beruft sich auf das Schreiben vom 18 . Februar . Ja , nun ,daß es sich wieder einmal uni die Verlängerung des Pfarr -
dotationsgefetzcs handle, gewiß, darauf hat niau die Kirchenaufmerksam gemacht . Aber sollen die Kirchen , wenn manihnen wieder einmal schreibt , daß man über dieses Gesetzverhandeln rnutz, auf den Gedanken kommen , es werde sichauch der Grundsatz der Parität jetzt dahin auswirken , daßmaii den Verteilungsmaßstab ändert ? Ich glaube , daß sicdazu wirklich keinen Anlaß hatten . Der Beschluß vom Jahre1927 war überholt durch den Beschluß des Landtags vomJahre 1928, >vo Sie die nächste Gelegenheit nach jenem Be¬
schluß nicht benutzt habeii, um die angeblich erstrebenswerteParität in anderer Weise wie bisher herbeizusühren .

Das Nichtige wäre , meiner Meinung nach, gewesen, wennmail sich wirklich gesagt hätte , wir wollen es möglichst soniachen , daß möglichst wenig Schaden geschieht . Dann hätteman auch über die Einzelheiten mit den Kirchen geredet. Ichhalte es sehr wohl für möglich , daß wenn man mit den bei ,den großen Kirchen geredet Hütte , auch mit dem EvangelischenOberkirchenrat, man eine Modalität gefunden hätte , die er¬
träglicher gewesen wäre, und es wäre eine ganz andere Sache
gewesen , wenn man hätte sagen können, wir haben dem
Evangelischen Oberkirchenrat die und die Zahlen und Berech -
uungsweise vorgetragen , und er hat die und die Bedenken
gehabt, wir stellen uns zu den Bedenken so und so . WaS Zen -truni und Sozialdeniokratie im stillen Kämmerlein für Be¬
rechnungen angestellt haben, das wisseil wir nicht . Ich habe,nehmen Sie es mir nicht übel, den Eindruck, als ob eine
Reihe von Abgeordneten der beiden Regiernngspackeien sichnicht »ehr eingehend mit Erwägungen und Berechnungen be¬
helligt habeii, sondern deii Parteiführern , die allerdiilgs aus
Überzeugung gehaiidelt haben, blindlings gefolgt sind. Aberdie Dinge bedürfen schon einiger Prüfung und diese hättemaii rechtzeitig mit den Vertretern der Kirchen anstellen müs¬
sen . Dann hätte cs ein ganz anderes Ansehen gehabt nachaußen , in ganz anderer Weise wäre man dagestanden, wäh¬rend man jetzt davon nicht herunter kann, daß man mindestensdie evangelische Kirche , nach den Angaben der Regierung —
denen ich selbstverständlich Glauben schenke —, auch die katho¬
lische Kirche , und die anderen Kirchen total überrascht hat mit
Viesen Vorschlägen , mit diesen Berechnungen und mit diesenBegründungen . Das widerspricht auch dem, was früher ge¬schehen war . deiin früher hat man bei ähnlichen Gelegenhei-i ten mit den Kirchen verhandelt . Ich habe keinen Anlaß , die
evangelische Kirche tu Schutz zu nehmen. Ich verwahre michauch dagegen, daß man hier jemand als Vertreter der katho¬
lischen oder evangelischen Kirche anspricht. Wir sind alle mit-
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einander Abgeordnete, wir haben keine kirchlichen Interessen
zu vertreten . Aber wenn die evangelische Kirche erst dieses
Jahr geantwortet hat — , sie hat eben wirklich nicht gewußt,
daß es um solche Dinge geht !

Nun ist ja gesagt worden, wir behandeln in unseren An¬
trägen die evangelische Kirche noch viel schlechter als die Re¬
gierung . Ich wundere mich, daß man das sagt. Von seiten des
Zentrums wurde vom Herrn Abg . Dr. Baumgartner
gesagt, auf diesen Betrag — wenn ich mich nicht irre , hat er
gesagt, auf diesen Bettelbetrag kommt es nicht an , sondern es
handle sich um den Grundsatz der Parität (Abg . Dr. Baum¬
gartner : Jawohl ! ) . Und die Evangelischen bzw . wir , die
Wir nicht für die Interessen der evangelischen Kirche , sondern
für die Wahrung des konfessionellen Friedens hier eintreten ,
sagen : Auf das Geld kommt es für alle nicht an , sondern es
kommt darauf an , daß die Parität gewahrt wird , und wenn
sie gar nicht mehr anders zu wahren ist, als dadurch , daß
nüiglichst bald ganz mit dieser Sache aufgeräumt wird, dann
wollen wir lieber ganz mit der Sache ausräumeu . Also ein
Widerspruch besteht gar nicht ; sondern genau so , wie Sie
glauben, daß der Grundsatz der Parität das Wichtigste sei,
und nicht das Geld, so sagen auch wir : Wir wollen haben,
wenn es schon soweit wie hier jetzt gekommen ist — und es
ist ja dieser Gesetzentwurf nur der Anfang von konfessionellen
Streitigkeiten , der vielleicht seine Fortsetzung finden wird —
wir wollen haben, daß diese ganze konfessionelle Unfriedens -
gelegenheit ausgeräumt werde, daß die Parität , die Gerechtig¬
keit. in dieser Weise herbeigeführt wird.

Ich bin mir wohl bewußt, daß man zu gewärtigen hat ,
daß alle diejenigen Katholiken, die jetzt den Standpunkt ver¬
treten haben, wie ich ihn eben dargelegt habe, mehr oder we¬
niger laut , mehr oder weniger auffällig , je nachdem die Ge¬
legenheit dazu günstig ist, draußen hingestellt werden als sehr
schlechte Katholiken, als solche , die gegen ihre eigene Kirche
aufgetreten seien (Na ! na ! beim Zentrum ) . Ich will tzazu
gleich sagen, daß katholische Mitglieder des Hauses , die mit
uns stimmen, der Meinung sind , die Dinge lägen eben jetzt
einfach so , daß erstens durch dieses Borgehen jedenfalls in
einer dem konfessionellen Frieden günstigen Weise die Parität
nicht zu wahren sei, und zweitens — und das ist für sie noch
ganz besonders ausschlaggebend — liegen die ' Dinge doch so ,
daß nun seit Jahren der Staat immer notleidender wird,
immer tiefer in Schulden gerät , während die beiden großen
Kirchen ihre Aufgaben erfüllen können, ohne Schulden zu
machen , ja sogar noch einen Betriebsfonds ansammeln konn¬
ten Ich billige durchaus zu , daß solche große Verwaltungen
einen Betriebsfonds brauchen, und das billigen auch die an¬
deren Herren , von denen ich eben sprach , mit mir zu. Aber
sie sind der Meinung , daß jetzt doch so viel dafür spreche, daß
die Kirchen vorläufig mit ihren Mitteln — unter Umständen
unter Erhöhung der Steuer , aber vorläufig mit ihren Mit¬
teln — auSkommen können, und der Staat so nötig habe, zu
sparen, daß es eben aus diesem Grunde auch gerechtfertigt
sei, mit den Dotationen möglichst schnell Schluß zu machen .

Und schließlich ist noch gesagt worden, gerade vorhin noch
von sozialdemokratischer Seite , die evangelische Kirche habe
ja erklärt , es sei ihr unmöglich zu existieren, wenn die Dota¬
tion abgebaut werde. Wir haben schon durch Zwischenruf den
Herrn Abg . Maier darauf aufmerksam zu machen versucht ,
daß er sich irrt . Man sieht auch an diesem Beispiel wieder,
daß ein Fraktionsführer dieses Hohen Hauses über sehr wich¬
tige Vorgänge gar nicht orientiert ist . Denn es ist doch tat¬

sächlich so — das hat sich aus dem ergeben, was mein Partei -

freund H o f h e i n z hier vorgelesen hat —, daß auf eine An¬
frage des Herrn Unterrichtsministers an den Evan -
gelischen Lberkirchenrat der Herr Kirchenpräsident kurz erklärt
hat : er finde sich auch mit dem Zustand ab, der eintrete , wenn
die Anträge , die von der Volkspartei , der Demokratie und
einigen anderen ausgegangen sind , angenommen werden
(Also ! beim Zentrum ! , weil er eben auch auf dem Stand¬
punkt steht, den der Herr Abg . Dr. Baumgartner hier
vertreten hat : Wir brauchen zwar an sich das Geld, aber
wenn es sich schon darum handelt , daß Parität eintrijt , dann
wollen wir lieber auf den schnöden Mammon verzichten, denn
oer konfessionelle Friede ist das Wichtigste (Lebhafte Zurufe
vom Zentrum , u . a . von dem Abg . Dr. Baumgartner ) .
Sie haben auch von dem Gesamtbetrag gesagt, daß das ein
„Bettel " sei . Sie haben auch vorhin gesagt, das , was die Kir¬
chen damals nach der Säkularisation bekommen hätten , sei
nicht klingende Münze gewesen , sondern habe wie „Blech
gegen Blech" geklungen (Zuruf des Abg . Dr. Baumgart¬
ner ) .

Ich möchte zum Schluß sagen : Es kann wirklich nichts Un¬
erfreulicheres geben , als wenn bei uns im Badischen Landtag
tvieder Debatten kommen , die so kirchlich-religiöse, konfessio¬
nelle Fragen hereinziehen, wie es heute geschehen ist. Die
Herren vom Zentrum haben zum Teil schon daran erinnert ,
das sei zur nationalliberalen Zeit so gewesen . Ich will mich
in eine Diskussion darüber , wieweit das damals so war oder
nicht , gar nicht einlassen; ich will einmal annehmen , Sie
haben recht . Da Sie aber doch die Nationalliberalen immer
wie einen Beelzebub an die Wand malen , so meine ich. Sie
sollterr den Spuren des Beelzebub nicht folgen, sondern soll¬
ten dafür sorgen, daß nicht in einer Zeit , in der Sie die große
Partei sind , wieder ähnliches geschieht (Zurufe vom Zentrum ) .
Und Sie sind die Schuldigen, denn Sie haben diesen Gesetz¬
entwurf veranlaßt , und man kann niemanden zumuten , daß
der konfessionelle Friede trotz eines Gesetzentwurfs, der dem
Inhalt nach und dem ganzen Verfahren nach nur als eine
Störung des konfessionellen Friedens aufgefaßt werden kann,
erhalten bleibt (Beifall in der Mitte ) .

Im Verlauf obiger Ausführungen hat I . Vizepräsident
Maier den Vorsitz übernonimen .

Minister des Kultus und Unterrichts Dr. Remmele :

Der Herr Vorredner hat eben . wieder, wie es gestern und
heute früh schon geschehen ist, den Versuch unternommen ,
uns einer Pflichtvergessenheit zu zeihen, und zwar , weil mit
den Kirchengemeinschaften wegen unseres Gesetzentwurfs nicht
,n Beratung getreten worden sei. Wir haben im Haushalts¬
ausschuß erklärt , und ich darf das jetzt noch einmal wieder¬
holen : Der Gesetzentwurf ist den Kirchengemeinschaften nicht
vorgelegt worden, aber in der Sache sind die Kirchengemein¬
schaften gehört worden.

Zunächst will ich eines feststellen . Im Jahre 1924 , wo es
sich um die Verlängerung der Zuwendungen zu den Pfarr -
gehältern handelte, hat der Herr Minister Hellpach jenen
Gesetzentwurf den Kirchengemeinschaften auch nicht vorgelegt,
und damals hat sich niemand darüber aufgeregt — auS leicht
verständlichen Gründen (Zwischenruf des Abg . Dr. L e e r s —
Weitere Zwischenrufe — Glocke des Präsidenten ) . Ich will
nur feststellen : es ist keine Pflichtvergessenheit der Regierung ,
wenn sie einen Gesetzentwurf nicht vorlegt (Auf Zwischenruf: )
Es handelt sich hierbei lediglich um eine Zweckmäßigkeits¬
frage . Aber dazu will ich jetzt folgendes sagen : Ich möchte
doch die Herren , insbesondere der Opposition bitten , etwas
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objektiv zu urteilen . Ich bin an diese Arbeit Mitte Novem¬
ber herangekommen. In jener Zeit hätten , wenn man mit
den Kirchengemeinschasten über den neuen Gesetzentwurf
verhandelt haben wollte, jene Verhandlungen bereits statt¬
gefunden haben müssen (Ganz richtig! bei den Sozialdemo¬kraten) . Im vorigen Fahre wäre es Sache des Ministeriums
und des Herrn Ministers L e e r s gewesen , sich mit den Kir¬
chengemeinschaften über den Weg klar zu werden, den man
dieses Jahr bei der Budgetberatung gehen wollte (Lebhafte
Zustimmung bei den Sozialdemokraten und beim Zentrum ).
Herr Kolleg,? Dr. Leers . das war nicht geschehen, die Ar¬
beit war ruhig gelegen (Zwischenruf des Abg . Dr. 2 e e r s »,der Etat mutzte gegen Ende Dezember abgeliefert werden,mein Gesetzentwurf trägt das Datum des 5 . Februar d . I ..und wer weitz, wie lange das Verhandeln geht, der wird auch
wissen , datz man von Mitte Dezember bis 5. Februar Ver¬
handlungen dieser Art nicht abschlietzen kann. Ich hätte dar¬
über kein Wort gesagt, wenn nicht der Herr Abg . Dr. L e e r s
hierher gestanden wäre , um noch einmal den Versuch zu un¬
ternehmen , nachzuweisen , datz wir unsere Pflicht versäumt
hätten .

Nun will ich aber zu der Sache selbst folgendes bemerken.
Im Haushaltsausschutz und gestern und heute früh habe ich
schon gesagt: Zur Sache sind die Kirchengemeinschasten ge¬
hört worden. Ich will das jetzt kurz beweisen. Am 21 . Ok¬
tober 1627 hat der damalige Herr Minister Dr. L e c r s den
Kirchengemeinschaften folgendes geschrieben :

„Um dem Ersuchen des Badischen Landtags vom
21 . Juli d . I . aus Nachprüfung der Pfarraufbesferungirnter dem Gesichtspunkt der Parität und der Notlageder Kirche für den Staatsvoranschlag 1928/29 und fernereinem Antrag einer Religionsgesellschaft, datz das Dota -
tionsgesetz schon vor seinem Ablauf durch den Landtag
verlängern zu lassen , entsprechen zu können, bedarf ich
noch folgender Unterlagen neuesten Standes, "

Dann wird darum gebeten, was gesagt werden soll. Die
evangelische Landeskirche hat auf diese Zuschrift unterm
22. Dezember zur Frage der Parität folgendes gesagt:

„Wenn ich darum bitte , datz die bisherige Staatslcistung
unverändert weitergeführt werden soll, so unterstelle ichdabei als selbstberständlich , datz die Verteilung des Ge¬
samtbetrages des Staatszuschusses zur Aufbesserung ge¬
ring besoldeter Pfarrer an die Kirchen aus der Staats¬
kasse auf die verschiedenen Religionsgesellschaften nach
dem bisherigen Verhältnis erfolgt, datz eine andere
Schlüsselung der Verteilung , als bis jetzt stattgefunden
hat . unterbleibt . Ich darf , was die evangelischen Geist¬
lichen betrifft , darauf Hinweisen , datz die Verhältnisse,die für die Bewilligung eines verhältnismätzig grotzen
Staatsbeitrages für den evangelischen Pfarrer , auf die
Kopfzahl der Geistlichen oder auf die Bevölkerungszahl
ausgeschlagen" ,

also auch die zwei Eventualitäten
„ matzgcbend waren , unverändert weiter bestehen .

"
Es ist in sehr laugen Ausführungen zur Frage der Parität

Stellung genommen worden. Die Kirchen sind gehört wor¬
den , jedenfalls war das Ministerium von der Auffassungder evangelischen Kirche zu dieser Streitfrage durchaus orien¬
tiert , und als wir im Dezember schnellstens dieses Gesetz vor¬
bereiten mutzten, so haben wir das auf Grund — wie ich
hier schon gesagt habe — der vor wenigen Jahren gefaßten
Beschlüsse festgestellt . Es ist alles geschehe», um die Meinungder andere« Seite zu eruiere« .

Es klingt eigenartig , wenn man . neben dem Regierungs¬
wagen stehend, bei einer so kurzen Zeit , die uns für die
Ausarbeitung dieses Gesetzes verblieb, von einem ehemaligen
Mitglied des Ministeriums , Vorwürfe gemacht werden (Sehr
richtig ! bei den Sozialdemokraten und beim Zentrum ) .

Abg . Dr. S ch m i t t h t n n e t (D . Natl .) :
Erlauben Sie mir . datz ich noch auf einige Punkte der De¬batte von heute morgen eingehe.
Zunächst möchte ich die Behauptung des Herrn MinistersDr. R e m m e l e zurückweisen , datz von unserer Seite seitzwei Jahren eine konfessionelle Hetze gegen ihn getriebenworden sei. Das war weder unsere Absicht, noch haben wires getan, wir haben lediglich von dem Rechte der Kritik Ge¬

brauch gemacht . Ich glaube, Herr M i n i st e r , Sie sehen Ge¬
spenster . wo in Wirklichkeit nichts vorhanden ist. Ich kanndie Abwehrstellung, die der Herr M i n n st e r heute morgen
gegen meinen Angriff eingenommen hat , nicht anerkennen .Sie haben gesagt, das Gesetz gehen nicht das Kultusministe¬rium an , sondern das Staatsministerium . Das ist staatsrecht¬lich, parlamentarisch richtig, nichtsdestoweniger ist der Kultus -
nnnister diejenige Persönlichkeit, an die wir uns halten wer-
wen, auch wenn er sich hinter das Staatsministerium versteckt
(Minister Dr. Remmele : Nein, ich verstecke mich nicht ! ) .Es mag vielleicht für Sie und Ihre Partei die politische Dy¬namik in dieser Frage vorwaltend gewesen sein, und der Herr
Kollege Maier hat das ja in erfreulicher Ehrlichkeit auch
gesagt , aber das evangelische Volk hat das Recht , Sie dann
anzuklagen , wenn Sie , wie es glaubt , seine Interessen dabei
preisgeben.

Der Herr Kollege Dr. Baumgartner hat gemeint — in
Hinsicht auf jenen Antrag des Kollegen Dr. F ö h r , dem ichvor zwei Jahren aus rein formal -taktischen Gründen nicht
beigestinunt, währenddem ich ihm innerlich beigepflichret habe—, datz wohl meine Haltung nicht mehr ganz geradlinig fei,im Verhältnis zu meiner damaligen Erklärung . Ich glaub«das nicht . Ich stehe immer zur Verfügung , wenn ein Volks»
teil die ehrliche Überzeugung hat , bedrückt zu sein oder . Un¬
recht zu erleiden, ihm zuzustimmen, datz diese Dinge aufge¬klärt werden. Und deswegen habe ich auch damals erklärt ,
datz ich innerlich durchaus auf dem Boden dieses Antrages
stehe und ihm an und für sich eigentlich gerne znstimmen
möchte . Ich glaube nun nicht , datz meine heutige Stellung dem
widerspricht . Wenn man die Frage der Parität nachgeprüfthaben will — und darum handelt es sich ja nur —, mit der
Zustimmung hierzu hat man noch keine materielle Stellung
genommen. Wenn man aber diese Frage nachprüft , glaube
ich, datz man zu dem Standpunkt kommen mutz , datz eine ge¬
rechte Regelung dieser Frage vom Standpunkt der Paritätaus überhaupt gar nichc möglich ist . Ich habe heute morgendie vielen BeziehungSMöglichkeiten der Parität dargelegt und
gesagt, datz sie eigentlich alle berücksichtigt werden mützten,
datz aber kein Richter sich finden wird, der dieses über die
Menschenkraft gehende Werk zuwege bringen könnte. Deshalbkann ich die einseitige Lösung nicht als annehmbar bezeichnen ,und der evangelische BevMerungsteil wird sie als ungerecht
empfinden. Die einzige Möglichkeit , um über dieses Dilemma
hinwegzukommen, ist der Abbau (Sehr richtig! rechts) .

Run hat der Herr Kollege Dr Baumgartner atein'i
Beurteilung der soziologischen Verhältnisse des Pfarrhausesder Kritik unterzogen und gemeint, datz das subjektive Be -
dürfnis nicht matzgebend sein dürfe für Staatszuschüge , datz
StaatSzujchüsse diese subjektiven Bedürfnisse nicht bernckfich-I
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tigen können . Hier bin ich anderer Meinung , und zwar im
doppelten Sinne : Zunächst einmal ist die Bedürfnisfrage die
Wurzel des ganzen Dotationsgesetzes gewesen . Ich habe heute
morgen aus der Begründung des damaligen Gesetzes vorge-
lesen und nachgewiesen , daß diese Bedürfnisfrage deutlichSinn und Inhalt dieses Gesetzes gewesen ist. Ich habe ferner
dargelegt . . . (Abg . vr . Baumgartner : Des objektiven
Bedürfnisses! ) . Gewiß, das objektive Bedürfnis ist eine Frageder Pfarrstelle . Aber für die evangelischen Pfarrstellen können
die objektiven und subjektiven Bedürfnisse nicht getrennt wer¬
den , die wachsen zusammen, und es gehört zu den objektiven
Bedürfnissen einer evangelischen Pfarrstelle , daß das , was
der Pfarrer subjektiv braucht, berücksichtigt wird. Aus diesem
Grunde ist es klar, daß diese Wurzel der eigentliche Inhaltdes ganzen Gesetzes war und auch heute, da die Zuwendung
einen anderen Sinn gewonnen hat und zu einer Pauschale
geworden ist, steckt die Wurzel noch drin . Ich möchte noch ein¬
mal darauf Hinweisen , daß die evangelische Kirche den ur¬
sprünglich vom Staate angebotenen Betrag von 150 000 ffit
in Hinsicht auf die subjektiven Bedürfnisse der Pfarrer auf
200 000 JM in die Höhe gedrückt hat.

Und noch aus einem anderen Grund stehe ich nicht auf
Ihrem Standpunkt . Es scheint mir die Berücksichtigung des
subjektiven Bedürfnisses ein besonders erfreuliches Stigma
gerade unserer Zeit zu sein . Diese Berücksichtigung des sub¬
jektiven Bedürfnisses durchdringt alles, das Recht, die Ver¬
waltung , den Staat und selbstverständlich die Bezuschussung
des Staates , wo sie immer sei. Wenn man das nicht aner¬
kennt, Herr Kollege vr . Baumgartner , glaube ich, begibt
man sich auf den rohen und mechanisch fiskalischen Weg, den
Sie doch selbst als verletzend empfunden haben und nicht
wollen.

Was die Versorgungspflicht bei den Pfarrhäusern betrifft ,
so ist zuzugeben, wie Sie gesagt haben, daß das katholische
Pfarrhaus seine eigene soziologische Struktur hat, die unter
allen Umständen ihr Recht hat , und diese muß Berücksichti¬
gung finden. Sie haben auf die Selbstlosigkeit hingewiesen,
die herrschen muß . Ich weiß diesen selbstlosen Idealismus
wohl zu würdigen, der zur Erreichung des hohen Zieles ge¬
hört . Darum sind die Versorgungspflichten des katholischen
Pfarrers für seine heimatliche Familie anzuerkennen . Aber
das sind doch schließlich Menschenpflichten, und daneben kann
nicht bestritten werden, daß zwischen dem Verheirateten auf
der einen Seite und zwischen dem Junggesellen aus der an¬
deren Seite ein Unterschied besteht , daß die Verpflichtungen
des Verheirateten weiterreichend und umfangreicher sind als
die des Unverheirateten , und das ist es . was der Entwurf
unserer Ansicht nach nicht gebührend berücksichtigt.

Es ist heute morgen von Provozierung gesprochen worden.
Ich möchte darauf Hinweisen , daß es uns ferne gelegen hat.
irgendwie zu provozieren. Was wir wollten, war der Friede.
Ich möchte noch einmal sagen, die beiden Religionsgesell¬
schaften sollten Schulter an Schulter zufammenstehen, um
den kommenden großen Angriff der antichristlichen Welt ab¬
zuwehren. Aus diesem Grunde halten wir es politisch für un¬
klug , in dieser Zeit eine Frage , die von einer Seite bisher als
ungerecht empfunden wurde, in einem Sinne zu regeln , den
eine andere Seite nunmehr künftig als ungerecht empfinden
wird.

Was heißt überhaupt Unrecht ? Zunächst und wesenhaft ist
Unrecht eine Empfindung , und gerade in dieser die Konfessio¬
nen eng berührenden Frage noch in erhöhtem Maße . Bei den

Katholiken war es so, bei den Evangelischen wird es ganzgenau so werden. Es ist eigentlich direkt peinlich , wenn manüber, diese Dinge sprechen muß . Wir reden hier von Geld,und dennoch berührt das alles das innerste Wesen unsererReligionen sehr nahe. Wir laufen immer Gefahr , uns gegen¬seitig zu verletzen . Wenn Sie bisher ein Unrecht empfundenhaben, so wird künftig der evangelische Bevölkerungsteil Un¬
recht empfinden. Ein derartig grundlegend änderndes und —
erlauben Sie den Ausdruck — gefährliches Gesetz sollte mannur unter langer , eingehender und gütlicher Einigung aller
Parteien und nicht durch die Macht einer parlamentarischenMehrheit schaffen (Sehr richtig ! rechts ) . Dieser Vorwurf bleibt
auf der Regierung unter allen Umständen haften . Ich glaube,eine solche gütliche Einigung wäre doch vielleicht zu erreichen
gewesen (Zwischenruf: Das wäre früher schon notwendig ge¬
wesen ! ) . Me ganze Beseitigung auf einmal mag vielleicht
heute den Kirchen nicht genehm sein , aber sicherlich im Sinnder religiösen Zusammenarbeit gegen den geistigen Feindwäre das Opfer ganz gewiß nicht zu groß, das dann beide
Kirchen bringen müßte,i . Ihrem Empfinden , bisher ungerecht
behandelt worden zu sein , wäre dann Rechnung getragen , und
zugleich wäre der Boden des Friedens erhalten . Darum nocheinmal : Gehen Sie nicht Ihren Weg, gehen Sie unseren
Weg des Friedens ! (Beifall rechts ) .

Im Verlauf obiger Ausführungen hat PräsidentD u f f n e r den Vorsitz wieder übernommen .

Abg . Bock (Komm . P .) :
Die Debatte ist hier nicht gerade nach dem Grundsatz „Lie¬

bet einander " geführt worden Die Nächstenliebe scheint aufzu¬
hören, wo es sich um den Geldsack handelt. Ob das besonders
christlich und, Herr Abg. Dr. Baumgartner , besonders
sittlich ist, bezweifeln wir Kommunisten. Gerade der Herr Abg .
vr . Baumgartner hatte doch erklärt , daß er sich deshalb
auf den Standpunkt des Herrn Vr S ch o f e r stelle, daß die
Religion das Oberste, das Wichtigste im Staat sei , weil ohne
diese Religion überhaupt kein einziges Staatswesen existiere»
könne , weil in der Religion die Sittlichkeit so besonders ein¬
begriffen sei. Er hat sogar erklärt , wenn Sowjetrußland über¬
haupt noch existiert, daß es dann gewissermaßen noch zehrtvon den sittlichen Begriffen des früheren Christentums , ver¬
mutlich unter denr Zarismus . Das ist -eine sehr starke Be¬
hauptung , vor allen Dingen sehr stark ist die Behauptung ,
daß Christentum und Sittlichkeit Dinge seien, die zueinander
gehörten. Mir scheint die Geschichte zu ergeben, daß ausge¬
rechnet das Christentum zu seiner Verbreitung , wenn es von
irgendeiner Seite nicht als der rechtmäßige Glaube betrachtetwurde, so ungeheuer viel Blut in der Menschheit erfordert
hat, daß man von einem christlichen Wesen von Jahrhunder¬
ten der Menschheitsgeschichte auch dann nicht sprechen kann ,
wenn dieses Blutbad von dem christlichen Oberhaupt ausging
Es hat ja das Christentum, vertreten durch die Päpste , eine
förmliche Wissenschaft aus der Verfolgung und Unterdrückung
wie aus der Folterung und Vernichtung der Menschen ge¬
macht . Ich weiß nicht , Herr vr . B a u m g a r t n e r , ob das
zu den christlichen und sittlichen Grundsätzen gehört, was mau
in der Enzyklopädie der Theologie, Verfasser Thomas von
Aquino, Nachlesen kann. Darin ist u . a. der Grundsatz auf -
gestellt : „die Ketzerei ist eine Sünde , für die der Schuldige
nicht nur aus der Kirche ausgestoßen, sondern auch durch
den Tod aus dieser Welt entfernt werden muß .

" Ich
glaube, eine Kirche , die solche Grundsätze vertritt , ist nicht
gerade dazu legitimiert , von Verfolgungen der Christen in
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Sowjetrutzland zu reden oder davon zu reden, daß die Sowjet -union nicht aus einem irgendwie sittlichen Boden stehe. Alan
darf da wirklich nach der Legitimation fragen und darf fest¬stellen , glaube ich, sie besteht in keiner Weise (Auf Zwischen¬ruf : ) Nein, die Legitimation nicht , aber die Tatsache, dah dieVertreter der katholischen oder anderer Kirchen , die aus der
Verfolgung, Unterdrückung, Knechtung und Folterung der
Menschen eine Wissenschaft gemacht haben, dah diese ausgerech¬net sich legitimiert fühlen, in Sowjetrutzland von einer Ver¬
folgung der Christen zu sprechen , für die sie eben materiellund sachlich keine Belege bringen können, während man ausder Geschichte des Christentums über die Grausamkeit des
Christentums , über die Qualen , die die Menschheit unter dem
Christentum erlitt , außerordentlich viel Belege aus der Ge¬
schichte herbeibringen kann. Man braucht noch nicht einmalweit gehen , man kann in Baden anfangen , man kann bei dem
Scheiterhaufen in Konstanz anfangen (Abg . Lechleiter :Sehr gut !) .

In dieses Geschrei über die Gefahr des Antichristen habenauch die Vertreter der evangelischen Kirche, soweit sie durchden Evangelischen Volksdienst vertreten werden, eingestimml.Es hat dabei erfreulicherweise der Herr Abg . T e u t s ch we¬
nigstens dargelegt, daß die Christen ja eigentlich keine Chri¬sten find. Die Geschichte beweist es allerdings , aber er hat es
auch von der heutigen Zeit behauptet , und hat eS von sich sel¬ber gesprochen . Er muß das doch schließlich wissen . So erfreu¬lich dies war , so war es andererseits sehr unvorsichtig, daßder Herr Abg . T e u t s ch Goethe zitiert hat für seine Einstel¬lung zum Christentum. Goethe hat allerdings manches überdie Kirche gesagt , ich glaube, nicht alles ist für die Vertreterder Kirche erfreulich. Er hat etwas gesagt von dem gutenMagen der Kirche, er hat an anderer Stelle sogar gesagt,daß der gute Magen der Kirche soweit gehe , daß die Kircheauch unrecht Gut verdauen könne (Abg . Lechleiter : Sehrgut !) . Er hat sich auch über die Religion ausgelassen, sogaran ein und derselben Stelle zweimal, einmal als Wifsen -

schaftler, indem er sagte: „Wer Wissenschaft und Kunst be¬
sitzt , der hat auch Religion"

. Und diesem Satz des wissenschaft¬lichen Goethe fügte der Staatsminister Goethe hinzu : „Wer
jene beiden nicht besitzt, der habe Religion " . Das ist so ver¬
stehen : die besitzende Schicht , die Wissenschaft und Kunst als
Vorrecht gepachtet hat, darf auf Religion verzichten; jenen,die im Schatten leben, denen man Wissenschaft und Kunstoorenthält , denen muß man Religion geben .

Man kommt damit auf dieselbe Linie Schofer - Baum -
g a r t n e r , weil sonst im Staate nichts mehr zusammenhält ,weil sonst das werktätige Volk auch verlangt , Wissenschaft und
Kunst von Rechts wegenbesitzen zu können und nicht mit Religion
abgespeist zu werden. Dann hakte der Herr Abg . T e u t s ch,wenn er schon die deutschen Dichter zitiert , auch ganz gut und
gern den Herrn Schiller zitieren können, der sich auch über
die Religion ausließ , und zwar insofern gewissermaßen im
gleichen Gedankengang mit dem Herrn Abg . T e u t s ch , daßer nämlich auch bei dem Christentum keine Christen fand undbei der Religion keine Religion, und deshalb sagte : „WelcheReligion ich bekenne ? Keine von allen, die du mir nennst.Und warum nicht ? Aus Religion. " Ich glaube , diese nüchter¬nen Feststellungen der Einschätzung der Religion durch die
besseren Vertreter der Nation kommen nicht weit weg von der
Einstellung, die wir Kommunisten zur Religion haben, näm¬
lich von der Einstellung, daß fie kein moralischer Faktor istfür die Menschen , sondern daß sie umgekehrt ein unmora¬
lischer Faktor ist (Abg . Lechleiter : Sehr richtig!) ein un¬

sittlicher Faktor, nur darauf berechnet, die Sklaverei der Men-
schen aufrecht zu erhalten (Abg . Lechleiter : Sehr gut !).Wir möchten an Stelle der Theorie der Kirche, die ich hieraus Thomas von Aquino wiedergab, die Auffassung setzen,und mit der möchte ich schließen , die Lenin , der Schöpfer je¬nes Sowjetrußland , das jetzt der Schrecken der kapitalistischenWelt geworden ist (Lachen ) , über die Religion zum Ausdruckgebracht hat : ich glaube, Frau Abgeordnete, das, was Leninüber die Religion selber gesagt hat, wird Sie vielleicht nochmehr erschrecken, als das , was Sie sonst vom Standpunkt derKirche aus an den Zuständen in der Sowjetunion so

'
wenigerfreut . Lenin hat erklärt :

„Denjenigen , der sein Leben lang arbeitet und notlei¬det , lehrt die Religion Demut und Geduld hienieden undvertröstet ihn mit Hoffnungen auf himmlischen Lohn;/diejenigen aber, die von fremder Arbeit leben, lehrt dieReligion Wohltätigkeit hienieder, indem sie ihnen eine
recht billige Rechtfertigung ihres ganzen ausbeuterischenDaseins bietet und zu annehmbaren Preisen Eintritts¬karten zur himmlischen Seligkeit verkauft . Die Religionist Opium für das Volk ; die Religion ist eine Art gei¬stigen Fusels , in dem die Sklaven des Kapitalismus ihrMenschenantlitz und ihre Ansprüche auf eine halbwegsmenschenwürdige Existenz ersäufen ."

Da wir wünschen , daß die werktätigen Menschen sogar einegänzlich menschenwürdige Existenz erhalten , bekämpfenwir demzufolge die kapitalastische Kirche wie das ganze kapi¬talistische System, und ich darf noch einmal betonen : Deshalbsind wir erfreut über diese Auseinandersetzungen ; deshalbsind wir auch erfreut über die Angriffe der Kirche des kapita¬listischen Staates gegen die Sowjetunion . Wir glauben , siebenützen zu können zu einem Sturmangriff gegen die Kircheund für die Sowjetunion (Beifall bei der kommunistischenGruppe ) .

Abg . Köhler (Rat,Soz, ) :
Ich bedauere, daß der Herr M i n i st e r und der HerrStaatsrgt nicht anwesend sind , da ich ihnen eine kurzeAntwort zu erteilen habe ; weil ich aber nun einmal hinsichtlichdes Redens an der Reihe bin, muß ich eben dennoch jetztsagen, was ich zu sagen habe.
Der Herr Minister Or. R e m m e l e hat heute morgen —oder nein, ich will mich in seinem eigenen Jargon ausdrücken:Dem Herrn Minister ist heute morgen wieder „der Gauldurchgegangen" : er hat uns als „Zirkusclowns " bezeichnet.
Ich möchte es ablehnen, auf diesen reichlich unparlamenta¬rischen Ton einzugehen — besonders auch deshalb, weil ichmich augenblicklich auf das Republikschutzgesetz trainiere , dasheißt nämlich zu deutsch : weil ich mich darin übe, über deutscheMinister und Regierungsmänner Wahrheiten zu sagen, ohnedaß ich dann nachher für diese Wahrheiten auf drei Monateoder „nicht unter drei Monaten " ins .Gefängnis eingesperrtwerde. Ich sage deshalb nur das eine : „Schöner Gigolo!armer Gigolo: man pfeift, und du mutzt tanzen ! "

Aber nun zu dem Herrn Staatsrat Maier . Der HerrStaatsrat Maier hat in seinen Ausführungen uns außer¬ordentlich scharf angegriffen , und er hat besonders meine Be¬hauptungen — die darauf hingingen , daß mit dem berühmtenSperling in der Hand der Staatsrat - und der Minrsterpostengemeint seien — als eine sehr schlimme Verleumdung bezeich¬net und gewissermaßen festgestellt , daß die Sozialdemokratieimmer nach hohen sittlichen Motiven gearbeitet habe (Zurufeaus der sozialdemokratischen Fraktion ) . Ich muß mir da ein-
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Ml einen Kronzeugen holen, und zwar einen Mann , der
nicht zur Nationalsozialistischen Partei gehört . Es ist
der frühere Volksbeauftragte Emil Barth . Dieser Mann hat
gesagt:

Weite Kreise des Proletariats und die Führer restlos
sind in den Strudel der Habsucht und der Verkommen¬
heit hineingezogen.

(Sehr richtig ! bei der nationalsozialistischen Fraktion ) . Das
hat der Herr Barth gesagt. Und scheinbar, weil er auf Grund
dieser historischen Studien von seiner Partei besonders an¬
erkannt worden ist, hat man ihn dafür im Jahre 1928 als
Reichstagskandidaten aufgestellt und 1929 dann wieder als

. Parteisekretär der SPD .
Aber noch nicht genug ! Wir wollen noch einen Kronzeu¬

gen Vorbringen, und zwar den Herrn Abg . Maier selber.
Der Herr Abg . Maier hat einstmals in der Nationalver¬
sammlung — ohne Zweifel mit großer Ehrlichkeit , die wir in
diesem Falle anerkennen — das gesagt, was Wirklichkeit ist,
und zwar sagte er damals in jener 27 . öffentlichen Sitzung :

„Wir sind Revolutionäre — oder mindestens doch Nutz¬
nießer der Revolution .

"

„Mindestens" das sind Sie ! Nichts ist kennzeichnender als
dieser Ausspruch — und jedes weitere Wort darüber erübrigt
sich.

Wenn der Herr Abg . Maier gemeint hat , er hätte uns
mit seinen Ausführungen „erledigt"

, nun so finde ich das
sehr komisch. Wenn es so leicht wäre , uns mit derartigen
Ausführungen zu erledigen, dann hätte der Herr Sebering
nicht mit dem Einmarsch der Reichswehr in Thüringen ge¬
droht. (Auf einen Zuruf aus der sozialdemokratischen Frak¬
tion : ) Mir würde das genügen.

Abg . De Person (Zentr . ) :

Der Herr Abg. Dr. Leers hat in seinen Ausführungen
vorhin darauf hingewiefen, daß der Evangelische Obcrkirchen-
rat sich auf den Standpunkt gestellt habe, den die liberal -
demokratische Fraktion in ihrem Antrag zum Ausdruck ge¬
hracht hat. Ich möchte den in Frage kommenden Passus aus
jener Stellungnahme des Evangelischen Oberkirchenrates vor¬
lesen , um festzustellen , inwieweit diese Angabe des Herrn Abg .
pr . L e e r s stimmt.

Vorher aber möchte ich darauf aufmerksam machen , was der
Antrag der Opposition bedeutet : Er bedeutet einen Abbau
der Dotationen innerhalb fünf Jahren .

Nun also schreibt der Evangelische Oberkirchenrat folgendes:

„Aus all den vorstehend vorgetragenen Erwägungen
heraus sehe ich mich veranlaßt , den Herrn M i n i st e r
des Kultus und Unterrichts zu bitten , die Ge-

setzesvorlage in der vorliegenden Form zurückzuziehen und
dem Landtag einen neuen Gesetzentwurf auf der bisheri¬
gen Grundlage der Verteilung des Staatszuschusses zu¬
gehen zu lassen — wobei ich, wie schon oben gesagt , gegen
eine Ermäßigung der Gesamtleistung des Staates im Hin¬
blick auf die finanzielle Lage der Staatskasse im Ausmaß
von 30 bis 35 p . H . des bisherigen Aufwands Bedenken

nicht Vorbringen möchte ."

Hier steht ganz ausdrücklich , daß — nachdem diese 20 bis
35 Proz . abgebaut worden sind — von einem weiteren Abbau

, ar keine Rede ist , während der Antrag der Opposition auf
den vollen Abbau im Laufe von fünf Jahren hinzielt . Soweit

zur Klärung dieser Dissonanzen.

Sodann möchte ich aus der Lebensbeschreibung des Staats¬
ministers Jollh von Hermann Baumgarten etwas vorlesen,
was geeignet ist, darzutun , von welchen Motiven das erste Do¬
tationsgesetz begleitet war . Es steht da :

„Die Einkünfte der evangelischen Kirche waren all¬
mählich so unzulänglich geworden, daß die Gehalte der
Pfarrer den bescheidensten Ansprüchen nicht mehr genü¬
gen . Auch das Einkommen der katholischen Geistlichen
wünschte Jolly zu erhöhen, um dem Klerus wieder Ange¬
hörige der besseren Klassen zuzuführen " ,

— Sie merken hier den Einschlag des Staatskirchentums —
,chie sich seit den Säkularisationen zum augenfälligen
Schaden der Kirchen versagten. "

Ferner war dann darauf hingewiefen, daß , nachdem der
Abg . Kiefer gegen die Pläne des Ministers Jolly Front ge¬
macht hatte , der Minister Jolly den allergrößten Wert legte
„aus die Beseitigung des Notstandes der evangelischen Kirche " ,
der im Falle eines Erfolges Kiefers mindestens nicht sofort
behoben lverden konnte . Wir sehen also ganz deutlich , daß in
erster Linie auf den Notstand der evangelischen Krrche Wert
und Nachdruck gelegt wurde. Ferner — und das ist wichtig —

war das kirchenfreundliche Dotationsgesetz gewiffermaßen
der Preis , den er für das den Kirchen unangenehme
Schulgesetz schuldig geworden war ,

(Zuruf aus dem Zentrum : Aha !)
und das Scheitern des Gesetzes entfesselte voraussichtlich
eine gefährliche Opposition der einflußreichen evangelischen
Orthodoxie.

(Erneute Zurufe vom Zentrum : Hört ! Hört ! und Ahal ) . Wir
sehen also , was hier deutlich für eine Abstufung zum Aus¬
druck kommt zwischen evangelischen und katholischen Belangen
bei der Abfassung des ersten Dotationsgesetzes, und, wenn das
die Tendenz jenes Gesetzes war und bis heute keine Ände¬
rung vorgenommen worden ist, außer der kleinen belanglosen
Änderung im Jahre 1900, dann ist die Sachlage, wie wir die¬
ses Gesetz aufzufassen haben, geklärt (Bravo ! beim Zentrum ),
dann ist aber auch geklärt, warum wir auf die Beseitigung des
in diesem Gesetze durch Tendenz und Motiv niedergelegten Un¬
rechts bestehen müssen (Sehr gut ! beim Zentrum ) .

Ich darf noch einen weiteren Gesichtspunkt vortragen . Der
Referent des Ausschusses der Zweiten Kammer , Lamey, bean¬
standete den von den Geistlichen geforderten Gehorsamsrevers ,
der ja im 8 13 des Gesetzes stand, weil er für den evangeli¬
schen eine Beleidigung sei , und weil der katholische ihn gar
nicht ausstellen könnte , und er daher zu einer Benachteiligung
der katholischen Kirche gegenüber der evangelischen führe . Also
darauf wurde damals schon aufmerksam gemacht , und es ist
nun interessant, welche Verständigung zustande kam . Zuerst
wieder kam eine Verständigung zwischen der Regierung und
der Partei zustande; der Revers der einzelnen Geistlichen
wurde durch einen solchen der Kirchenoberhäupter ersetzt , wo¬
durch er für die evangelische Kirche wegfiel, da deren Ober¬
haupt mit dem Staatsoberhaupt identisch ist , während die Aus¬

schließung der katholischen Kirche von den Wohltaten des Ge¬
setzes durch die neue Bestimmung ebensogut erreicht wurde,
wie durch den Entwurf (Sehr richtig ! beim Zentrum ) .

Sie sehen also an diesen Darlegungen , welche Rolle die bei -'

den Kirchen der Regierung und der Liberalen Partei gegenüber
damals spielten. Und ich betone nochmals, dieser Zustand ist
im heutigen Gesetz noch vorhanden mit der einen Ausnahme,
daß im Jahre 1960 auf Drängen der Zweiten Badischen Kapr -

mer der Dotationsbetrag der katholischen Kirche auf 350 000 XU



2465 Batcher Landtag . — 46. Sitzung . Mittwoch , 26 . März löoi 2466
(Abg . Dr. Person L3e »tr .])
erhöht worden ist, während die eoangelische Kirche nur 276 000
Reichsmark verlangt hat , aber 300 00(1 XU bekani (Zuruf des
Abg. vr . Baumgartner ) , und die katholische Kirche bekam
es nur unter Bedingungen ( Abg . Or Leers : Ach ja ! —
Heiterkeit) . — Ich verstehe , daß der Abg . Or Leers bei die¬
sen Ausführungen mit seinem Stoßseufzer ausdrücken wollte ,
„ der Menschheit ganzer Jammer faßt mich an ! "

(Heiterkeit —
Zuruf des Abg. OrLeer s) .

Und nun zu der berührten Steuerfrage . Die Äußerung des
Herrn Abg. Or. Mattes wurde vom Herrn Abg . Bauer
so dargestellt daß er die Steuerfrage nur beiläufig als einen
Mitpunkt behandelt habe . Ich mache aber darauf aufmerksam,
daß der Herr Abg . Deutsch erklärt hat in seinem Schlußsatz,wir werden darauf Hinweisen , daß der evangelische Volksteil
den katholischen Geistlichen die Gehälter zahlt (Lebhaftes Hört !
Hört ! beim Zentrum ) . Das kann ich nicht ansehen als einen
Ritpunkt sondern ich habe den Eindruck , daß dieser Gesichts¬
punkt außerordentlich viel Agitationsmaterial liefert , und
wenn von diesem Gesichtspunkt aus der konfessionelle Friede
gestört ist, dann können wir von unserem Standpunkt aus
sagen, wir waschen unsere Hände in Unschuld (Sehr richtig !
beim Zentrum ) .

Und nun möchte ich die Frage stellen und wir werden darauf
achten , ob die Liberalen und Demokraten in ihren Wahlver¬
sammlungen diesen Mitpunkt , diesen Begleitpunkt steuerlicher
Hinsicht auch immer nur als Mitpunkt behandeln werden (Sehr
richtig ! im Zentrum — Zuruf des Abg . S e u b e r t) . Bis jetzt
habe ich dieses Vertrauen noch nicht .

Und nun noch ein weiterer Gesichtspunkt, der vom HerrnOr. Schmitthenner angeführt worden ist. Er erklärte,
daß das Bedürfnis die Wurzel des Dotationsgesetzes gewesen
sei, und es komme ja auch in dem Entwurf zum Dotations¬
gesetz vom Jahre 1876 zum Ausdruck . Nun wird die Frage
aufgetan , wer ist bedürftiger , der evangelische Geistsiche oder
der katholische Geistliche . Wir erkennen es an , daß die soziolo¬
gische Stellung des evangelischen Pfarrhauses einen höheren
Aufwand benötigt, als er für das katholische Pfarrhaus not¬
wendig ist. Aber ist dieses Plus nicht gegeben dadurch , daßder evangelische Geistliche durchschnittlich an Gehalt schon
2000 XU mehr hat als der katholische , dazu die Kinderzuschläge
und dazu noch die Stellenzulagen ? (Zuruse von der liberalen
Vereinigung ) . Das geht die Dotation nichts an ? Aber in dem
Augenblick , wo dieser Punkt hcrcingeworfen wird, um den
jetzigen Entwurf als unparitätisch von diesem Gesichtspunkt
aus zu betrachten, in dem Augenblick müssen wir diese Sache
sagen (Gegenseitige Zurufe «us der liberalen Arbeitsgemein¬
schaft und dem Zentrum ) . Und außerdem , wenn dieses Be¬
dürfnis wirklich vorhanden ist, warum vertreten dann diejeni¬
gen , die diese Bedürfnisse so stark betonen, zu einem großen
Teil den vollen Abbau? Entweder das Bedürfnis ist da , dann
ist der Zuschuß berechtigt , oder es ist nicht da , und dann ist
der Abbau begründet, aber man kann nicht gleichzeitig von
einem starken Bedürfnis reden und Abbauanträge stellen .

Und nun wurde vom Herrn Abg . Or. Mattes noch daraus
bingewiescn . daß der jetzige Gesetzentwurf geeignet sei . die
Sellung des evangelischen Volkes zum Ttqai in andere Bah¬
nen zu lenken (Hört , hört ! beim Zentrum ) . Es wäre besser
gewesen , dieses Wort wäre nicht gefallen (Sehr richtig ! beim
Zentrum ) . Und wir Katholiken, die wir seit Jahrzehnten eine
so ungeheuere Belastung aushalten mußten , seit dem ersten
Dotatiousgesetz, und die wir die Kraft gehabt haben, auch in
den schwersten Zeiten 1914—1918, trotz Zurücksetzung dem

Staat dis Treue zu halten , wir wissen und haben auch in
den evangelische, , Volksteil daß Vertrauen , daß auch diese Er -
schütterung seine Stellung zum Staat nicht ändern wird. Ich
glaube, der Herr Abg . Bauer , der im Kriege Katholikenund Protestanten unter sich gehabt hat, wird nicht erklärenkönnen , daß die Katholiken, trotzdem , ihrem Empfinden nach,ihnen seit Jahrzehnten ein Unrecht zugefügt worden ist, dieses
Unrecht zum Ausdruck brachten, damals , als das Vaterland in
Gefahr war . Und nun wurde noch vom Herrn Abg . Bauer
erklärt, daß die Liberale Partei zuweilen den Bogen über¬
spannt habe . Soweit die Überspannung des Bogens das Dota -
tionsgesetz betrifft , soweit habe ich es vorhin vorgelesen aus
der Biographie von Jolly , und wenn der Bogen nicht so über¬
spannt worden wäre, dann , wollen wir ehrlich sagen, dann
wären wir heute nicht in der Lage, ein Unrecht wieder gut-
machen zu müssen (Sehr gut ! beim Zentrum ) .

Wenn nun immer von der Störung des konfessionellenFrie¬dens wegen dieses Gesetzentwurfs gesprochen wird, dann müs¬
sen wir das als die höchste Anerkennung ansehen für das katho¬
lische Volk ; denn in diesen Worten , daß jetzt die Störung des
konfessionellen Friedens droht, der also bisher nicht gestörtworden ist unter dem Zustand des Unrechts dem katholischenVolke gegenüber, liegt die höchste Anerkennung für das katho¬
lische Volk (Sehr richtig ! im Zentrum ) ; denn wir haben den
konfessionellen Frieden trotz der subjektiven Empfindung eines
angetanen Unrechts nicht gestört. Es ist in den ganzen Jahr ,
zehnten nie, vorgekommen, daß eine solche Aktion von dem
katholischen Volksteil vorgenommen worden ist, wie sie jetzt
auf anderen Seiten vorgenommen wird. Wir haben zu dem
evangelischen Volk das Vertrauen , daß die Herstellung eines
Zustandes , wie er dem Ermessen des größten Teils des badi-
schen Volkes entspricht, den konfessionellenFrieden nicht störenwird, und zwar deswegen haben wir dieses Vertrauen , weil
wir, die wir jahrzehntelang im Gefühl des Zurückgesetztseins
den Frieden nicht gestört haben, auch nicht erwarten , daß der
konfessionelle Friede gestört wird, wenn das Recht hergestelltwird (Beifall beim Zentrum ) .

Abg. vr . Leers (D . Dem . P . ) :
Ich habe heute abend schon einmal gesagt, daß anscheinend

die verlesenen Schriftstücke nicht hinreichend bemerkt wurden
sind . Mein Herr Vorredner ist nun wiederum darauf zurück -
gekouunen , festzustellen , wie der Evangelische Oberkirchenrat
sich gegenüber dem eventuellen Abbau der Pfarrhotation ver¬
halte, und hat dafür Äußerungen des Evangelischen Qberkir-
chenrats verlesen. Auch ihm ist anscheinend entgangen , daß
mein Parteifreund H o f h e j n z bereits zg dieser Frage an¬
dere Schriftstücke neueren Datums verlesen hat . Da sie sehr
wichtig sind , erbitte ich mir vom Herrn Präsidenten die
Erlaubnis , sie noch einmal zu verlesen ; und zwar :

Der Herr Mini st er des Kultus und Unterrichts
schreibt unterm 7. März d . I . an den Evangelischen Ober¬
kirchenrat in Karlsruhe :

„Bei Behandlung des Gesetzentwurfs übex die Uufüejse-
rung gering besoldeter Pfarrer aus Staatsmitteln (Land-
tqgsdrucksgche Nr . 107 der Sitzungsperiode 1929/30) im
Haushaltsausschutz des Badische ^ Landtags ist von dem
Ausschuß angehörigen Abgeordneten der Deutschen Volks¬
partei und der Demokratischen Partei der Antrag gestellt
worden , vom 1 . April 1931 an einen Abbau der Staats¬
dotationen innerhalb eines Zeitraums von fünf Jahren
in der Werse vorzunehnren, daß die Staqtsleistungen im
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ersten Jahr um 20 b . H . und im zweiten und den folgen¬
den Jahren jeweils um weitere 20 v . H . gekürzt werden.

Ich ersuche um gefällige Mitteilung , ob die Evangelisch¬
protestantische Landeskirche den Vollzug dieses Antrags
als mit den Jntereffen der Evangelischen Landeskirche
vereinbar betrachten würde.

gez . R e m m e l e .

Darauf hat der Evangelische Oberkirchenrat am 12. März
1980 geantwortet — der Herr Abg . Or. Person hat offen¬
bar das Schreiben bis jetzt nicht gekannt, es ist aber heute
morgen verlesen worden — :

„An den
Herrn Mini st er des Kultusund Um t e rr i ch t s

Die Einbringung und bisherige Behandlung des Gesetz¬
entwurfs über die Aufbesserung gering besoldeter Pfarrer
aus Staatsmitteln im Badischen Landtag hat in der evan¬
gelischen Bevölkerung, wie ja auch in den Eingaben vieler
evangelischer Kirchengemeinden an den Badischen Land¬
tag zum Ausdruck gekommen ist, eine solche Entrüstung
ausgelöst, daß der konfessionelle Friede als gefährdet an¬
zusehen ist. Im Interesse der Erhaltung des konfessionel¬
len Friedens ist die Evangelische Landeskirche bereit , auch
finanzielle Opfer zu bringen . Sie kann deshalb ihre Zu¬
stimmung . zu einem gleichmäßigen Abbau der Staats¬
dotationen, der von den bisher gewährten Zuschüssen von
900 000 'JVA für die evangelische Kirche , und von 1050 000
Reichsmark für die katholische Kirche ausgeht , insoweit
geben , als dadurch nicht ihre aus Art . 138 und Art . 173
der Reichsverfassungherrührenden Rechte berührt werden,
deren Aufrechterhaltung sie für sich ausdrücklich in An¬
spruch nimmt .

— (Zuruf vom Zentrum ) . — -
Die Evangelische Landeskirche gibt diese Erklärung un.

ter der Voraussetzung ab, daß ein Abhau der Dotationen
i« perhältnismäßig gleichem Ausmaße auch die übrigen
Religionsgemeinschaften treffen muß , und daß der Abbau
innerhalb eines Zeitraumes erfolgt , der es der Evangeli¬
schen Landeskirche ermöglicht, ihre Finanzgebarung den
verminderten Einnahmen anzupassen und die ihr zur Ver¬
fügung stehenden Einnahmequellen zu stärkerer Entwick¬
lung zu bringen ."

Da dieses Schreiben die Antwort ist auf die Anfrage des

Herrn Ministers , können Sie daraus schließen , daß der

Evangelische Oberkirchenrat sich mit dem Abbau, wie er in
dem Antrag der Volkspartei . . . (Auf unterbrechende Zurufe : )
Ja . auf das Schreiben : Der Herr Minister hat angefragt ,
ob sie damit einverstanden seien, und darauf sagen sie : ja ,
wir müssen uns mit einem Abbau einverstanden erklären , der

gleichmäßig ist, und der uns etwas Zeit läßt , vier Jahre . Der

Evangelische Oberkirchenrat hätte widersprochen, wenn er das

für nötig gehalten hätte . Er hat dem nicht widersprochen . Aber

diese Schreiben sind unbequem, die werden gerne . . . (Aus
Zuruf vom Zentrum : ) Inwiefern ist das „post kestum" ? (Auf
Zuruf des Abg . Seubert : ) Ja so, das ist ja die richtige
Bezeichnung unseres derzeitigen Zustandes : Wenn es aus der

Regierungskoalitionsbesprechung heraus ist, dann ist der Ge.

setzentwurf nach Ansicht des Herrn Abg . Seubert erledigt,
dann braucht man nimmer darüber zu reden ! (Zwischenruf
des Abg. Seubert ) . Vorläufig reden wir noch darüber !

Ursprünglich habe ich mich ja eigentlich nur zum Wort ge¬
meldet, um Bemerkungen richtigzustellen, die der Herr M i n i-

ster des Kultus und Unterrichts mir gegenüber

gemacht hat . Ich muß aber doch noch etwas weiteres sagen.
Daß meine Meinung , daß wir im Begriffe stehen , nach den
früheren Erfahrungen recht unangebrachte Störungen des kon¬
fessionellen Friedens durch Debatten im Landtag heraufzufüh -
ren , richtig ist, das hat gerade der Herr Kollege Person
bewiesen; denn er hat nun wieder die Reminiszenzen aus .
einer Zeit hier heraufgeführt (Zuruf vom Zentrum ), die ganz
gewiß nicht geeignet sind , dem konfessionellen Frieden in Ba¬
den zu dienen, wenn man das weiter ausspinnt (Zurufe vom
Zentrum ). Ich hatte bisher geglaubt. Sie wollten das nicht
fortsetzen ; ich hatte bisher geglaubt, wir hätten unter diese
Dinge längst einen Strich gemacht (Zuruf vom Zentrum ) . Ich
glaube. Sie werden nicht behaupten können , daß in den letzten
zehn Jahren irgendwie ein Unrecht in dieser Hinsicht fortgesetzt
worden sei (Zurufe vom Zentrum ) .

Sie haben auch gemeint, das Dotationsgesetz sei von Anfang
an ein Unrecht gewesen , und man habe das Unrecht beibehal¬
ten ; Sie haben gemeint, es habe nur eine belanglose Änderung
im Jahre 1900 erfahren . Ich bewundere Sie , daß Sie die
Änderung vom Jahre 1924, die eine Verdreifachung des Be¬
trags bedeutet, als eine „Belanglosigkeit" erklären (Zurufe
vom Zentrum ) . Ich darf Sie darauf Hinweisen , daß gerade
jene Verdreifachung in erster Linie ein Werk des damaligen
Herrn Finanzministers vr . Köhler gewesen ist, der zu Ihnen
gehört hat : ein Minister , der ganz gewiß geneigt und in der
Lage war , das durchzusetzen , was er glaubte , fürs Zentrum
durchsetzen zu müssen . Sie haben sich auch erst ganz neuer¬
dings darauf besonnen, daß da nun wirklich ein Unrecht sei ,
das beseitigt werden müsse (Zurufe vom Zentrum ) . Sie haben
die ganze Zeit gar nicht davon gesprochen ! Und sehen Sie ,
Herr Kollege Or. Person : Wenn wir jetzt gar anfangen ,
davon zu reden, daß wir im Krieg doch keinen Unterschied
zwischen Evangelisch und katholisch gekannt haben — und das
im Zusamenhang mit einem derartigen Gesetz —. dann mutz
ich schon sagen : Wem da nicht die Augen darüber aufgehen,
welch falsche Wege man mit einem derartigen Gesetz eingeschla¬
gen hat, den muß ich bewundern ! (Auf Zuruf des Abg . Or.
Baumgartner mit Bezug auf die Ausführungen des
Abg . Dr. Mattes : ) Das waren eben alles Äußerungen , die
hervorgerufen worden sind durch die schwere Verletzung, die
Ske dem konfessionellen Frieden zugefügt haben durch den Ge¬
setzentwurf an sich (Lebhafte Zurufe vom Zentrum und von
den Sozialdemokraten — Glocke des Präsidenten ), durch den
Gesetzentwurf an sich und durch die Art des Vorgehens. Ich
habe es gleich gedacht, als Kollege Or. Baumgartner mit
versöhnlichen Worten anfing — es ist zu begrüßen gewesen
an und für sich —, ich habe mir gedacht, Ihr könnt versöhnlich
reden ; wenn Ihr die Tat eingeleitet habt, dann nützen alle
schönen Worte nichts mehr.

Nun noch zu etwas anderem . Ich habe aus der De¬
batte den Eindruck gewonnen, daß ich Gefahr laufe , daß man
bald in der Öffentlichkeit sagen wird, der Unterrichtsminister
Leers habe eigentlich diesen Gesetzentwurf zu verantworten
(Zuruf bei den Kommunisten: So wird es kommen ! ) . Ja ,
man ist bereits so weit (Zuruf des Abg . Seubert ). Wie
meinen Sie ? Ich habe es nicht verstanden (Abg . Seubert :
Daß Sie die Courage nicht hätten !) . Also man ist so weit,
daß man sagt, eigentlich hätte er ihn einbringen müssen (Zu¬
ruf ) . Der Her^ Minister Or. Remmele hat gesagt, daß ich
eigentlich den Evangelischen Oberkirchenrat oder die kirchlichen
Religionsgemeinschaften insgesamt über einen Gesetzentwurf
dieses Inhalts , über das Prinzip der Verteilung nach anderem
Maßstab, über eine andere Berechnung der Parität hätte hören
müssen . Dagegen mutz ich ganz nachdrücklich protestieren, ich
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hatte die evangelische Kirche und die übrigen Kirchen nicht vor¬bereitend zu einem derartigen Gesetzentwurf zu hören. Ichmuß die Dinge noch einmal klarstellen; es sind Herren da,die die Sache genau klar erkennen, es sind welche da, die sie
nicht erkennen, und es ist eine dritte Kategorie da , die sie nichterkennen wollen, und das ist sogar eine stattliche Zahl.

Im Oktober 1927 hat man den Kirchen geschrieben aufGrund des Beschlusses vom Juli 1927. Damals habe ich das
reichliche Material zusammen bekommen über den Vermögcns-stand bei den Kirchen , das war die Grundlage dafür , datz man
sich im Jahre 1928 mit dem Abbau beschäftigt hat . Rach dem
Landtagsbeschlustvom Jahre 1928, durch den die Dotation ver¬
längert war , und der Landtag sich aus einen anderen Boden,nämlich aus den des raschen Abbaues gestellt hat , waren die
Dinge vom Jahre 1927 erledigt, und ich mutz dem Herrn Mini¬ster Or. Rcmmele ganz entschieden widersprechen , wenn ererklärt , ich hätte im Oktober 1927 die Kirchen zu dem projek¬tierten Gesetz, zu derartigen Änderungen, durch mein dama¬
liges Schreiben gehört. Davon kann keine Rede sein. Man
hört weder im Jahre 1924 noch im Jahre 1927 die Kirchenüber Dinge , die erst aus einen Beschluß , der im Jahre 1928im Januar gefaßt worden ist, eingeleitet werden. Ich sehenicht ein, warum Minister R e m m e l e glaubt , mir Vorwürfemachen zu können , daß ich, der ich jetzt außerhalb der Regie¬rung stehe, »ersuche , ihn blotzzustellen , weil er innerhalb einer
kurzen Frist die Sache nicht mehr habe erledigen können . Ichkonnte es nicht erledigen, ich hatte nicht die Absicht, einen Ge¬
setzentwurf cinzubringen unter Änderung der Parität , ichhatte auch nicht den Auftrag vom Landtag , auch nicht vom
Staatsministerium , die Situation war seit Juli 1928 — ichunterstreichees iwchmals — eine ganz andere geworden.

Von Wannen in der Regierung der Gedanke stammt, daßMan nun die Sache ganz anders regeln wolle , nicht unter
raschem Abbau, sondern unter Änderung des Verteilungsmaß -
stabes, das weiß ich nicht , aber zweifellos ist dieser Gedanke
erst in der neu gebildeten Regierung aufgetaucht, vielleichtsogar sehr spät ; in der Regierungserklärung voni 14 . Januarsteht noch nichts davon , obowhl andere Dinge hinsichtlich der
Kirchen berührt worden sind . Es mag sein , daß cs dann erst
geschehen ist, es mag sein, daß im November der Gedanke auf -
gctaucht ist. Ich habe keinen Anlaß , dem Herrn Mini st e rdes K u l bu s und Unterrichts Vorhaltungen zu ma¬
chen, daß er die Zeit nicht hinreichend ausgenutzt habe, es ist
seine Sache , ob er glaubt , den '

Gesetzentwurf so schnell vorlegenzu müssen , daß es technisch nicht niehr möglich ist, mit den
Religionsgemeinschaften über das Prinzip des Gesetzentwurfszu verhandeln. Er kann es mir nicht verargen , wenn ich er¬kläre , daß zu meiner Zeit kein Anlaß war , in diesem Sinne
zu verhandeln, und daß ich es für unzweckmäßig und höchst
schädlich halte und immer halten werde , daß man nicht mitden Kirchen verhandelt hat . Warum die Sache so gekommenist, wissen wir nicht . Ich kann nur sagen, es ist jedenfalls seitder neuen Regierungsbildung ein neuer Gedanke aufgetaucht.Man hat wohl Grund , anzunehmen , daß der Gedanke nichtbei der Sozialdemokratie aufgetaucht ist, sondern beim Zen¬trum , und vielleicht ist die Sache so , daß das Zentrum sichgesagt hat, wir müssen den Wählern , die nicht alle miteinander
ganz erfreut sind über die neue Regierungskoalition , einenBeweis liefern , was für vortreffliche Dienste die neue Koali¬tion uns leistet lAbg . Seubert : Unsere Wähler haben alle
große Freude , daß die Demokraten nicht mehr in der Regie¬rung sind ! — Heiterkeit) . Sehen sie einmal , bann besteht merk-

! würdige Einigkeit zwischen den Wählern aus . Ihrer und aufunserer Seite . Aber die Sozialdemokraten haben schleunigstden Beweis geliefert, daß sic wissen , datz man Opfer bringenmutz, und das Zentrum ist in der angenehmen Lage, seinenWählern diese Bereitlvilligkeit als schönen Gewinn der Koa¬lition zu unterbreiten (Zuruf des Abg . Maierä

Abg. Frau Richter (D . Natl .) :
Es fiel gestern der Zwischenruf „Der neue evaugelischiBlock " als Kennzeichen der Opposition in diesem Hause. Wirsind im Landtag politische Parteien und nicht Konfessionen,» nd als solche sind wir, die wir in der Opposition sind , heutePratestationsparteien . Wir protestieren dagegen, daß eine

starke Minderheit vergewaltigt wird (Sehr richtig! bei den
Deutschnationalen und bei der Deutschen Volkspartei ) voneiner Mehrheit , die in der Regierung sitzt (Abg . Bock : Ichbin Protestant , darum will ich protestieren !) .

Ich lege mir die Frage vor, ist der Staat der Diener derKirchen , oder dienen die Kirchen dem Volte und dem Staate ?Meine Antwort ist die : Die Kirchen als Träger der christlichenWeltanschauung und Kultur sollen das geistige Fundamentdes Staates sein , und sie dienen dadurch , daß sie den christlichenGeist pflegen und lebendig erhalten , besonders bei der Er¬ziehung des Volkes , dem Staate . Der Staat hat deshalb auchalle Ursache und ein Interesse daran , den Bestand der Kirchenzu schützen (Abg. L e ch le i t e r : Und zu berappen ! ) . Es wirdauch nie möglich sein , die Kirchen , als das Geistige, vom Staatevöllig zu trennen , denn das würde den seelischen Tod unseresVolkes bedeuten (Zuruf bei den Kommunisten : Die leben inRußland ganz gut ! ) . Die leben gut ? Versündigen Sie sichnicht an den Tausenden von Kindern , die in Ihrer Kulturzugrunde gehen (Zurufe des Abg . Lechleiter und derFrau Abg . L a n g e u d o r f ) . '
Wir erleben nun hier in diesem Hohen Hause das schmerz «

liche Schauspiel, daß um materieller Dinge willen das geistigeBand , das sich um das deutsche christliche Volk schlingt , zer.rissen und Liebe in Hatz umgewandelt wird . Meine Damenund Herren von den Regierungsparteien , werden Sie es ein¬mal verantworten können vor dem Höchsten da oben , daß Sieum der Silberlinge willen die Brandfackel des Kampfes nichtnur zwischen Staat und Kirche, sondern auch zwischen die Kon¬fessionen geworfen habe» ? Mein Reich ist nicht von dieserWelt (Zwischenrufe), lehrte Christus , und er hatte nicht da ersein Haupt hinlegen konnte . Angesichts dieser Lehre und diesesVorbildes frage ich mich, was Christus sagen würde zu den
Nachfolgern , oie hier in dem Hohen Hause um irdischer Güterund letzten Endes um weltlicher Macht willen einen Kämpfführen iUnruhe) . Er würde , eine gründliche Tempelreinigungvornehmen und uns erklären, daß er uns nicht kennt.Warum , meine Damen und Herren der Regierungsparteien ,haben Sie in unser Volk diesen Bruderstreit getragen ? Ichfrage warum ? Zu welchen Zwecken soll die Zukunft uns dieAntwort geben? Ich kam einstens in diese Arbeit und in diesesHohe Haus mit einem starken Idealismus und gewillt, vonchristlichen Grundsätzen aus jede Frage zu beantworten und zuden Aufgaben Stellung zu nehmen. Dieser Idealismus , istmir leider auch stark abhanden bekommen (Zuruf : Mir auch ! ) .Die heutige Zeit stellt ernsten Christen weiß Gott ernstereAufgaben, als sich um objektive oder subjektive Parität ' in derUnterstützung der Kirchen zu streiten. Eine Parität gegenüberder Bedürftigkeit der Religionsgesellschaften war ursprünglichvorhanden. Man hat sie jahrzebntelana beibebalten,
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wird plötzlich dem Landtag ein Gesetz vorgelegt, das diese Pari ,
tat zu Ungunsten des evangelischen Volksteils ändert und dann
so den Abbau der sogenannten Dotationen vorsieht, was uns
diese unverantwortliche Auseinandersetzung hier aufzwingt .
Wenn wir den Standpunkt einnehmen , daß der restlose Abbau
durchgeführt werden soll, so deshalb, weil wir das materielle
Opfer um des konfessionellen Friedens willen gern bringen .
Ob dann allerdings der Strich unter die Vergangenheit von
allen Seiten gemacht wird, das werden wir ja sehen . Das wird
sich zeigen im Kampf um unsere Weltanschauung.

Die Front gegen den Antichrist verträgt keine Schwächung
und verträgt keine Spaltung , wenn der Geist des Christen¬
tums siegen soll.

Ich wollte auf die materielle Seite des Gesetzes weiter nicht
eingehen, ich muß nun doch — weil vorhin erneut die Besol¬
dung der katholischen Geistlichen herangezogen wurde — nach
einmal sagen, wenn die katholische Kirche ihre Diener nach
Gehaltsgruppe VIII oder VII eingestuft hat , dann betrachte
ich, die ich immer für eine Junggesellensteuer eingetreten bin,
die Sache so , daß das Gehalt wohl nach der Besoldungsklasse
IX oder X berechnet sein mag. die katholische Kirche aber eben
einfach eine Jungesellenstcuer abzieht ; das ist ihr ureigenstes
Recht (Zwischenrufe — Widerspruch) .

Man fragt sich, warum ausgerechnet jetzt dieses Gesetz ein¬
gebracht worden ist ? Man hat es sehr gut ausgerechnet, daß
man jetzt, da das Zentrum 6 Sitze und die Sozialdemokratie
% Sitze mehr hat , ohne alle anderen Parteien ein solches Ge¬

setz durchbringen kann. Möge einmal diese Rechnung nicht sehr
zum Schaden der Sozialdemokratie ausfallen (Unruhe —
Glocke des Präsidenten ) . Ich habe es immer aufs tiefste be¬
dauert , wenn hier Kulturkampfzeiten heraufbeschworen und
das Friedensgefühl verletzt wurde . Der Herr Abg . Bock hat
das entsetzliche Wort Scheiterhaufen vorhin gebraucht. Möge
von den Regierungsparteien mit diesem Gesetz nicht das erste
Scheit Holz zum lodernden Brand hierher geschleudert worden
sein (Unruhe ) . Regierungen vergehen, und Parteien verschwin¬
den , die Geschichte aber wird bestehen bleiben, und ein höhe¬
rer Richter wird einmal sein Urteil fällen über das , was heute
und gestern hier geschah, auch über die christliche Ehrlichkeit
und Wahrhaftigkeit derer, die hier heute Gesetze durch Macht-
Verhältnisse einer großen Minderheit gegenüber durchsetzen .
Ich als christliche Frau habe nur dys eine zu sagen : Ich warne,
ich warne ! (Zwischenruf des Abg . Maier ) .

Abg . Ewald (Ev . Volksd .) :

Ich habe namens des Evangelischen Voltsdienstes die fol¬
gende Erklärung abzugeben:

Der vorliegende Gesetzentwurf führt zu einer erheb¬
lichen Benachteiligung der evangelischen Kirche . Wir haben
daher gemeinsam mit den übrigen Unterzeichnern des An¬
trags Nr . 107 c in erster Linie Teilabbau nach der alten
Regelung für zwei Jahre und in zweiter Linie Abbau in
fünf Jahresraten begehrt. Wir werden auch in Zukunft
Zuwendungen an die Kirchen nur zustimmen, wenn eine
den Verhältnissen der evangelische Kirche Rechnung tra¬
gende Parität eingehalten wird.

Minister des Kultus und Unterrichts Or. Oienmeie :

Der Herr Abg. Maier hat mich gestern gefragt , wie es
sich zur Zeit verhalte mit der Frage des Vollzugs des Gesetzes
wr Berkirchlichung der kirchlichen Vermögensverwaltung . Auf

diese Anfrage habe ich folgendes zu bemerken: Wir haben am
28. Dezember 1927 den Kirchengemcinschaften dieselbe Frage
vorgelegt, und zwar in der Richtung, daß wir den Zeitpunkt
feststellen können , von wann an mit dein Vollzug des Gesetzes
zu rechnen ist . Das Erzbischöfliche Ordinariat hat darauf un¬
ter dem 11 . Januar 1928 mitgeteilt , daß im Augenblick die
Möglichkeit hierzu nicht bestehe , und als Gründe hierfür an¬
gegeben : 1 . Es müßten zunächst erhebliche Vereinfachungen
und Ersparnisse bei der rechtlichen und fachlichen Zusammen¬
legung der Vermögensverwaltungsbehörden mit der Erz -
bischöflichen Kanzlei durchgeführt werden, 2. daß vorerst in
Freiburg die nötigen Beamtenwohnungen und die Dienst¬
räume für die zu übernehmenden Beamten fehlen, 3. daß eine
Vereinbarung über die Dotationen der neuen Vermögensver¬
waltungsbehörden insofern notwendig sei, als über die Zahl
der erforderlichen Beamten eine Übereinstimmung mit der
Staatsregierung erfolgen müsse . Der Aufwand hierfür selbst ,
so wird hinzugefügt, bilde einen Teil der Kanzleidotation , um
die ja der Streit seit Jahrzehnten geht. Es wird dann am
Schluß gesagt , mau sei bereit, den Vollzug ernstlich zu er¬
wägen und, sobald die Zeit gekommen sei, darauf die prak¬
tischen Handlungen durchzuführen.

In einein weiteren Schreiben vom 3 . Februar d . I . aus
ein Erinnerungsschreiben des Ministeriums vom August 1929
wünscht das Erzbischöfliche Ordinariat dringend die Durch¬
führung des Kirchenvermögensgesehes und hofft, daß die Vor¬
aussetzungen dazu sich nun bald verwirklichen lassen . Es macht
aber in einem längeren Schriftsatz wiederum aufmerksam auf
die Gründe , die es im Jahr vorher uns gegenüber, d . h . dem
Ministerium gegenüber geltend gemacht hat .

Beim Evangelischen Oberkirchenrat wurde mit Schreiben
vom 6 . Februar 1928 die gleiche Anfrage gestellt . Die Antwort
lautete :

Die Berkirchlichung der Vermögensverwaltung kann
nicht ohne Einfluß auf die vom Staat bisher geleisteten

: Beiträge für den Oberstiftungsrat bleiben, da die hier¬
durch entstehenden.Fragen im Kirchenvermögensgesetz eine
eindeutige Lösung nicht gefunden haben . Weiter würde
sie es sehr begrüßen, wem: hierüber baldigst mit der
Staatsverwaltung eine Verständigung erzielt werden
könnte .

Und in einer weiteren Antwort vom 2. April 1928 begrüßt
sie die Anregung zur mündlichen Aussprache und stellt in
Aussicht ,

auf die Angelegenheit nach Eingang der vorm Erzbischöf¬
lichen Ordinariat angekündigten Mitteilung über seine
Absichten in bezug auf die Berkirchlichung zurückkommen .

Mit dieser Äußerung hatte dann die Unterhaltung zwischen
Ministerium und den Kirchengemeinschaften einen Abschluß
gefunden ; sie ruht bis zum heutigen Tag .

Und nun habe ich nur zu der rechtlichen Seite der Sache eine
Bemerkung zu machen .

Auf Grund der Feststellungen, wie wir sie in dieser Frage in
den letzten Wochen gemacht haben, kommt das Ministerium
hinsichtlich der Rechtsauffasjung zu folgendem Schluß :

Ein Zwang auf die Kirchen , die Berkirchlichung durchzufüh.
ren , kann bei der bestehenden Rechtslage auch nach dem Sinn
des Gesetzes nicht ausgeübt werden ; es besteht nur ein Recht
der Kirchen auf freie Vermögensverwaltung — nicht aber eine
Pflicht zu dieser ; das wurde im Gesetz nicht ausgesprochen
(Abg . Maier : Im Budget können wir es ! ) . Gewiß, das ist
aber eine andere Seite der Sache! — Auch wenn der Staat
einseitig auf Mitwirkung verzichten wollte, würde er damit von
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seinen finanziellen Beziehungen in dem bisherigen Umfang
nicht frei werden können — eben auf Grund der altbekannten
Streitfrage ! —

Damit glaube ich, diese Anfrage beantwortet zu haben. Und
nun gestatten Sie mir noch ein paar ganz kurze Bemerkungen.

Wiederholt ist, zuletzt vom Herrn Abg. Dr, Leers , auf das
letzte Schreiben des Evangelischen Oberkirchenrats Bezug ge¬nommen worden, und zwar handelt es sich dabei um ein Ant¬
wortschreibenzu einer Anfrage , die wir zu dem neuen Antragder Opposition stellten . Da bitte ich doch , hervorheben zu dür¬
fen, dag dieses Antwortschreiben sich zwar mit der Durchfüh¬
rung dieses Antrags einverstanden erklärt , „wenn etwas an¬
deres nicht möglich ist" — daß aber auch in diesem Schreiben
wiederum die rechtlichen Ansprüche geltend gemacht worden
sind , die sich für die Kirchengemeinschaftenaus den Artikeln
138 und 173 der Reichsverfassung herleiten lassen ; das hieß
also : Sobald man auf die Summe von 206 660 bzw . 350 000
Reichsmark heruntergegangen ist, wird der aus Artikel 173
bzw . 138 der Reichsverfassung sich ergebende Anspruch geltend
gemacht werden. Darüber kann ja ein Meinungsstreit nicht
bestehen — wenn auch eine Meinungsdifferenz über den An¬
spruch des Staates immer noch insofern geltend gemacht wer¬
den kann, ob die zeitliche Befristung der Gabe des Staates
unter jene Bestimmuugen fällt . Ich mache darauf aufmerk¬
sam , die Kirchengemeinschaften stehen aus dem Standpunkt ,
und zwar leiten sie ihre Stellungnahme her aus Erwägunge »,
auf die gestern schon der Herr Abg . Dr. Baumgartner
aufmerksam gemacht hat (Abg . Dr. Baumgartner : Siehe
auch die Entscheidung des Staatsgerichtshofs im Braunschwei¬
ger Fall ! ) .

Dann noch ein paar Bemerkungen allgemeiner Natur .
Bei den gestrigen und heutigen Verhandlungen waren es im

wesentlichen 8 — oder vielleicht kann man auch sWen 4 —
Punkte , die gegen unsere Vorlage geltend gemacht worden sind .
Einmal ist der wiederholt gemachte Hinweis zu nennen : Was
hat es denn für einen Zweck , hier in diesem Hause zu einer
Gesetzesvorlageder Regierung sich zu äußern und Stellung zu
nehmen, wenn nachher doch die Koalitionsparteien der Regie¬
rungsvorlage uneingeschränkt zustimmeu ! Klagen solcher Art
haben wir in diesem Hause schon öfters gehört; ich darf dazu
aber zunächst auf folgendes aufmerksam machen . Im Jahre
1899 — wo die Frage der Parität Gegenstand einer eingehen¬
den Erörterung im Haushaltsausschutz des Landtags war und
wo die damalige Mehrhheit des Landtags , verkörpert im Haus¬
haltsausschutz, bereit war , eine andere schlüsselmätzige Vertei¬
lung nach Matzgabe der Parität durchzuführen —, da war es
das Veto der Grotzherzoglichen Regierung , welches diesem Wil¬
len des Landtags entgegeugehalten wurde (Abg . Bauer : Da
hat sich eben vieles geändert ! ) . Nun , „es hat sich vieles ge¬ändert "

, Herr Abg . Bauer . Das will ich Ihnen gleich sagen:
Die Verantwortung für die Gesetze und für das Budget tragen
die Koalitionsparteien ; die Oppositionsparteien lehnen uns
jede Anforderung im Budget, auch die für die Beamten - und
Arbeitergehälter , ab (Abg . Bauer : Nein ! Nein ! ) . Herr Abg .
Bauer , das ist bisher immer prompt geschehen — bei jedem
Budget! — Indem ich diesen Satz über die Verantwortung
aussprach, bringe ich zum Ausdruck , datz vor dem Land selbst¬
verständlich die Regierung mit den Koalitionsparteien die Ver¬
antwortung für das Budget und die Gesetze zu tragen hat
(Sehr richtig ! beim Zentrum ) . Infolgedessen ist es bei jedem
parlamentarischen System — auch im Deutschen Reichstag und
auch bei Koalitionen , denen Volkspartei und Demokratie ange¬
hören (Hört ! Hört ! ) — ganz selbstverständlich , datz die Par¬
teien der Regierungskoalition sich über das verständigen .

was gesetzlich geschaffen werden soll, ehe im Plenum hierzu
Stellung genommen wird (ZustimmungsautzerulMN beun
Zentrum — Weitere Rufe aus dem Zentrum gerichtet an die
Deutsche Volkspartei — Abg . Bauer : Ganz anders im
Reichstag! — Zuruf des Abg . Dr. L e e r s — Widerspruch ausder Mitte) , weil im parlamentarischen System eine andere
Möglichkeit eben nicht gegeben ist. Das gelegentlich die eine
oder andere Partei — insbesondere die DeutscheVolkspartei —
aus Koalitionsabmachungen herausspringt , ist eine Tatsache,aber eine Tatsache von nicht empfehlenswerter Art ; darüberkann auch kein Streit bestehen (Zurufe aus der sozialdemokra¬
tischen Fraktion : Die Sozialdemokratie bringt Opfer ! — Zu¬rufe aus der demokratischen und aus der volksparteilichen
Fraktion — Abg . Seubert : Fraktion „Drehscheibe " von ehe¬dem ! ) .

Nun ist in diesem Zusammenhang das Wort von der „Ge¬
folgschaft " oder von dem „ Joch "

, welche« , das Zentrum auf¬
gerichtet habe , nicht nur gesprochen , sondern auch geschriebenworden. Die „Neue Badische Landeszeitung " hat gestern inihrer Betrachtung über die Verhandlungen des gestrigen Tagesüber die heute uns beschäftigende Angelegenheit gesagt, die
Sozialdemokratie werde ihren Wählern wohl verschweigen,datz sie nun dem Zentrum zulieb den durchaus möglrchen völ -
ligen Abbau der Dotation opfere: Es gibt für eine solche auchbei der badischen Sozialdemokratie nicht erhörte Verleumdungder immer wieder feierlich verkündigten Grundsätze nur eine
stichhaltige Erklärung — nämlich: Minister zu bleiben.

Das ist diese Art (Zuruf vom Zentrum : Ungezogene Art !)mit Unterstellungen zu arbeiten , wenn einen: etwas unange -
nehm ist (Rufe und Gegenrufe ) — mit Unterstellungen zu ar¬beiten, von denen man nur sagen kann : Man sucht niemand
hinter dem Busch, hinter dem man nicht sich selbst schon auf¬gehalten hat (Abg . Bock : Herr Marum nennt das .politischeDynamik" !) .

Es war im Jahr 1927 — ist also noch gar nicht so lange her— , da hat erstens einmal die Demokratie, dann obek niemes
Wissens auch die Deutsche Volkspartei dem Antrag des Herrn
Abg . Dt. Föhr zugestimmt, bei der zukünftigen Regelungdieser Frage die Paritätsstreitfrage in Ordnung zu bringen
(Zuruf des Abg . Maier ) , und ein Jahr später haben die¬
selben Fraktionen dieses Hauses geglaubt, ein Abbau von10 Proz . der seit 1924 eingetretenen Steigerung sei der Weg.den man zu gehen habe . Wir haben einen stärkeren Abbau —
einen solchen von 20 Proz . steigend bis zu 32 Proz . — vorge¬
schlagen ; wir sind auch gegenüber der, ich möchte schon sagen:
unerhörten Behauptung , als ob damit das Ende des Abbaues
erreicht sein sollte , der Meinung , datz wir nach vier Jahrenuns neuerdings zusammensetzen

'
müssen , um uns dann über

den — >e nach den Verhältnissen, die seinerzeit festzustellensind — vorzunehmenden Abbau zu unterhalten .
Eine andere zweckmätzigere Handhabung dieser immerhin

schwerwiegenden Angelegenheit kann ich mir nicht vorstellen.Es ist früher autzer der sozialdemokratischen Fraktion , abge¬sehen von der Grundstellung der Kommunisten, niemand ein¬
gefallen, einen 2opr0zentigen oder 30prozentigen Abbau zufordern . Das wollte ich nur feststellen. %

Zu der Frage der Stellung der Regierung gegenüber den
Religionsgemeinschaften noch eine ganz kurze Bemerkung. Wir
haben als Regierung die Verpflichtung, allen Berufsständenund allen öffentlich -rechtlichen Körperschaften und Organisa¬tionen gegenüber loyales Verhalten an den Tag zu legen. Das
ist auch gegenüber den Kirchengemeinschaftengeschehen . Was
Sie uns aber heute zumuten , geht über das hinaus , was wir
nach Verfassung und Beschluß des Staatsministeriums gegen-
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(Minister des Kultus und Unterrichts vr . Remmele)
über den Gemeinden, die doch in erster Linie in dem Punkte
in Frage stehen , tun muffen. Wir haben die Gemeinden zu
hören, wir haben die Organisationen zu hören über das was
geht , wir haben aber nicht um die Zustimmung zu Gcsetzes -
vorlagen zu ersuchen (Sehr richtig ! beim Zentrum ) . Ich möchte
doch bitten zu beachten , das) das ein Grundunterschied in der
Behandlung von Fragen ist , solange wir aus dem Boden stehen ,
daß hier Macht zu Macht sich zu unterhalten hat , und das; die
Staatsgewalt , Staatsmacht , Staatsregierung , ihre eigene Po¬
sition einnehmen und verteidigen mutz , dann wenn sie glaubt,
über die Meinungen der anderen Kreise, die mit in Frage
stehen , genügend aufgeklärt zu sein ; und das , was aufgeklärt
war innerhalb des Unterrichtsministeriums habe ich Ihnen an
Hand von verschiedenen Briefen , Handschriften und Zuschriften
nachgewieseu . Ich würde es also bedauern , wenn etwa gerade
dieser Punkt zum Anlatz genommen würde, uns eine Un¬
freundlichkeit gegenüber den Kirchcngemeinschaften nachzuwei¬
sen , insbesondere aber will ich darauf Hinweisen , datz nicht
etwa eine Kirchengeineinschaft anders behandelt worden ist
Wie die andere, sondern in all den Fragen alle gleichmähig
ihre Zuschriften bekommen haben.

Ich möchte zum Schlutz auch sagen, wenn Sie jetzt zur Ab¬
stimmung kommen , ein Anlatz zum konfessionellen Unfrieden
im badischen Lande scheint mir dieses Gesetz nicht zu sein
(Zuruf : Sehr richtig ! ) , und vor allen Dingen scheint mir eine
Notwendigkeit dazu nicht vorzuliegen. Wir haben, dos wollen
wir hoch ganz objektiv und ruhig feststcllen , vor der Geschichte
unseres Landes die Tatsache , datz eine grotze Kirchengemein¬
schaft seit dem Jahre 1876 Ansprüche in der Art geltend inacht ,
datz sie

"sagt, sie sei schlechter, ungerechter behandelt worden als
die übrigen Kirchengemeinschaften. Gewiß, auf der anderen
Seite sheht die Behauptung , das sei nicht richtig . Die Regie¬
rung und die Regierungskoalition hat aber auf der Grundlage
von Feststellungen über Landtagsverhandlungen und Unter¬
haltungen über diese Frage ini Haushaltsausschutz den Stand¬
punkt eingenommen, datz allerdings eine andere Art Vertei¬
lung . schlüsselmätzige Verteilung dieser Zuwendungen Platz
zu greifen habe . Man kann nun den Standpunkt einnehnien,
auch das sei nicht ganz korrekt , vielleicht auch den Standpunkt ,
eine anders - geartete Parität sei am Platze, aber man kann
doch unmöglich zu dem Schlutz kommen , datz hier eine gewollte
Benachteiligung der evangelischen Landeskirche angestrebt wor¬
den wäre, und datz sich daraus Unfriede und gar Streit zwi¬
schen Katholizismus und den evangelischen Kreisen des Volkes
entwickeln mutzte . Ich möchte Sie bitten , nach dem Abschluß
der Verhandlungen im Hause einmal ein paar Wochen ruhig
ins Land gehen zu lassen ; ich hoffe darauf , datz in ganz kur¬
zer Zeit diese Streitfrage zur Ruhe kommt , wenn nicht auS
Organisationsbedürfnissen heraus etwas anderes gewollt wer¬
den will (Sehr richtig ! beim Zentrum ) . Dann aber ist nicht
die Regierungskoalition der Urheber eines solchen Zwistes.

Das Schlußwort zum Antrag der Abg . Or. Mattes
u . Gen. (Drucks . Nr . 127 e) erhält

Abg . Hofheinz (D . Dem. P .) :

Ich bin beauftragt , zu unseren Anträgen einige Schlußsätze
zu sprechen . Ich möchte an das anknüpfen , was der Herr
M i n i st e r eben gesagt hat , datz er hoffe , datz der Friede im
badischen Lande nicht nur nicht gestört werde, sondern ein¬
ziehe , falls er gestört war . Auch wir möchten das hoffen, und in¬
sofern wird ja wohl das ganze Land einig sein, wenn auch
auf Grund der jetzt bevorstehenden Lösung der Dotationsfrage

die Aussichten nicht günstig find. Ich darf aber bezüglich des
Verlaufs der Debatte feststellen : die Debatte hat nicht gezeigt,
datz die ganze Behandlung dieser Sache außerhalb konfessions¬
politischer Tendenzen gelöst werden wird , sondern umgekehrt,
die ganze Vorlage ist sehr stark unter dem Gedanken gelöst
worden, wie der Herr Abg . Dr. Person als Berichterstatter
gesagt hat, nämlich unter dem Gesichtspunkt der koalitions¬
politischen Erwägungen und Stellungnahmen (Lebhafter Wi¬
derspruch beim Zentrum ) . Hierzu ein ernstes Wort . Sic haben
ausdrücklich erklärt , datz in den Verhandlungen des Haus¬
haltsausschusses sehr viele oppositions- und koalitionspolitische
Dinge in Erscheinung getreten sind (Zurufe aus dem Zen¬
trum : Aha, das ist etwas anderes ! ) . Hier steht das im Bericht.
Warten Sie nur einmal ! Aus dre oppositionspolitische Seite
werde ich nachher zu sprechen kommen. Die koalitionspolitischc
ist hier einwandfrei , sowohl in der Regierungsvorlage als
auch in der Auseinandersetzung zum Ausdruck gekommen , in¬
sofern, als man auf die Argumente der Opposition, die doch
wirklich nicht ganz bedeutungslos waren , mit keinem Versuch
der Berücksichtigung eingegarrgen ist. Das ist ein Zeichen kon¬
fessionspolitischer Vormachtstellung, die sich immer mehr gel¬
tend macht . Darüber hinaus ist aber Tatsache, datz drau¬
ßen in weiten Kreisen des Volkes nicht nur das Gefühl , son¬
dern der ganz bestimmte Eindruck besteht , daß eine beinahe
restlose Konfessionalisierung unseres öffentlichen und privaten
Lebens vorbereitet und durchgefnhrt wird (Widerspruch beim
Zentrum ) . Und diese weltanschauliche Durchsetzung nach engen
konfessionspolitischen Tendenzen ist's , die wir für das Staats¬
leben befürchten, und das ist 's , warum wir uns gerade hier
bei dieser bedeutsamen Angelegenheit zur Wehr setzen, in
der die Kraftprobe von Ihnen gemacht werden will, ob der¬
artige konfessionspolitische Tendenzen siegen sollen oder staats -

politische Erwägungen . Und nun darf ich doch einmal auf
einige dieser Gesichtspunkte , die mir innner wieder, wo ich
hinkomme , sogar in Briefen vorgehalten werden, Hinweisen
(Zuruf des Abg . Seubert ) . — Ich habe mich vorläufig nüt
der Gesamtdebatte , Herr Abg . S e u b e r t , und nicht mit

Ihnen auseinanderzusetzen.
Sie wissen doch, in wie dielen Zeitungsnotizen und Erör¬

terungen von allgemeinen Gesichtspunkten aus geklagt wird
über Verschärfung der konfessionellen Tendenzen und kirchlich-

klerikaler Ansprüche beim gesäurten Schul- und Bildungs -

Wesen, über die bald vollständige Abriegelung des Voltsbrl -

dungswesens hinter konfessionellen Mauern , über öfsentlichc
und private oder korporative Fürsorge und vor allein Jugend¬
pflege in konfessionellem Gewände. Sie wisscrr, datz man dar¬
über Klage führt (Zuruf des Abg . Maier — Auf Zurufe
aus dem Zentrum , u . a . : Da sind Sie der gecignerste Manu

dazu ! ) . Jawohl , zu diesen Feststellungen halte ich mich durch
meine öffentliche Haltung vollauf berechtigt, Herr Kollege ,
vollauf berechtigt ! Ich werde vielleicht an einem anderen

Punkte Ihnen noch sagen, inwieweit diese Jugendpflege , dir

Jugendfürsorge , Turnen und Sport und vieles andere , nach
der Meinung weiter Kreise heute schon in den Gleisen kon¬

fessioneller Absichten und Zielstellungen geht. Aber all das ist
ja auch und gerade Ihnen bekannt.

Selbst unsere BauernvercinSbewegung war so stark in kon¬

fessionellen Tendenzen festgefahren, daß sie sich daran totge¬
laufen hat (Zwischenruf des Abg . Seubert ) . Und immer

mehr wird auch das gesamte berufsständische Organisations -

Wesen dem Zwang zu konfessioneller Abschlietzung unterwor¬

fen. Ich stelle fest, was man draußen behauptet und beklagt,
und meiner Überzeugung nach nicht ohne Grund ! (Zwischen¬
ruf des Abg . Seubert ) . Ich habe gestern schon festgestellt :
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(Abg . Hofheinz sD . Dem. P .j ,
Wenn die „Katholische Aktion ", die ich eine grandiose Bewe¬
gung und Auftragserteilung >m Sinne der religiösen Erneue¬
rung genannt habe , sich m den Formen answirkt , wie es
heute schpn an vielen Stellen sichtbar wird , dann braucht man
sich nicht fragen , warum gerade heute viele , die gerne mit¬
gingen, wo es sich um die Erneuerung des religiösen Lebens
handelt, nicht mitgehen können , weil es sich um die Verstei¬
fung konfessioneller Gegensätze , mindestens um Abkapselung,
drehen soll I (Zurufe vom Zentrum ) . Darum hätten wir auch
eine friedliche Lösung der vorliegenden Frage , des Dotations¬
gesetzes, gewünscht .

Das wäre gemeinsam auf Grund unserer Anträge möglich.
Ob die Kirchen das ertragen können , was wir in unseren An¬
trägen gefordert oder vorgeschlagen haben? Der Herr M i n i -
st e r hat vorhin noch einmal auf die Antwort der evangeli¬
schen Kirche Bezug genommen, die das bejahte. Ich habe be¬
dauert . dag er nicht gleichzeitig geantwortet hat auf meine
gestern gestellte Frage , wie die katholische Kirchenbehörde zu
dieser Frage geantwortet hat . Vielleicht hat der Herr Ni i'n i -
st er inzwischen das schon mitgeteilt ; wenn es aber nicht ge¬
schehen sein sollte , wäre das zu wissen doch sehr wichtig und
bedeutsam. Das eine steht aber fest — und darüber hilft
keine Debatte hinweg — : Der Evangelische Oberkirchenrai
hat einwandfrei feftgestellt , daß er bereit ist, um des konfes¬
sionellen Friedens willen zu verzichten . Und die Vorbehalte,
Herr Kollege vr . Baumgartner , die gemacht worden sind ,
sind auch unter Nachprüfung von einwandfreier juristischer
Seite nicht als Vorbehalte in der Richtung von Art . 138 und
173 der Reichsverfassung (Zwischenruf des Abg . vr . Baum¬
gartner ) — warten Sie bitte nur ab ! — zur vorliegenden
Dotation , sondern für andere Ansprüche an den Staat anzu-
fehen und zu werten (Zwischenruf des Abg . vr . Baumgart¬
ner ) .

Wenn der Herr M i n i st e r dagegen vorhin erklärt hat, das;
hier eine „Rechtsfrage" aufgeworfen würde , daß also üie
Frage des endgültigen Abbaues hierdurch dann eigentlich gar
nicht zu stellen sei, dann fragen wir : Wie kommt denn gerade die
Sozialdemokratische Partei dazu, heute einen Antrag einzn-
bringen , der den endgültigen Abbau — zu einem späteren
Zeitpunkt allerdings , aber endgültig — vorbereiten will bzw .
jetzt schon ins Auge faßt ! ? Wenn die „Rechtsfrage" über diese
Möglichkeit heute strittig wäre , dann müßte sie in jenem Zeit¬
punkt genau so strittig sein ! Sie ist aber nicht strittig über die
Frage der sog. Dotation ! Ich kenne übrigens in dem gesam¬
ten Material , das ich durchgearbeitet habe, nicht einen gesetz¬
geberischen Vorgang, wobei etwa nicht der Vorbehalt der Frei¬
willigkeit und der Unverpflichtetheit zu diesen Leistungen ent¬
weder von der Regierung oder vom Parlament ausgesprochen
worden wäre ; und im Zusammenhang mit der tatsächlichen
Befristetheit aller Dotationsvorlagen wüßte ich wirklich nicht ,
wie man hierbei Konsequenzen ziehen wollte, die etwa dje
Möglichkeit des endgültigen Abbaues verhindern könnten.

Es wurde auch darauf hiugewiesen, daß die früheren Re¬
gierungen ein Veto eingelegt hätten gegen den sofortigen Ab¬
bau bzw . die endgültige Beseitigung (Auf Zwischenruf des
Ministers des Kultus und Unterrichts vr . Remmelx : ) Also
gegen die Erhöhung. Gut . daun ist die Sache schon geklärt !
Tenn , soweit ich die Literatur kenne ist in nicht einem Au¬
genblick etwa von der Regierung festgestellt worden, daß sie
aus „Rechtsgründen" etwa den Abbau verhindern wolle , son¬
dern wenn sie einmal eine vom Landtag vorgesehen gewesene
Senkung nicht mitgemacht hat oder wenn sie eine Erhöhung
gewünscht hat , hat sie es stets begründet mit „Billigkeitsgrün -

8478
den "

, die sich aus den finanziellen Verhältnissen der Kirche
von Fall zu Fall ergeben haben.

Der Herr Minister hat auch die Frage aufgeworfen , ob
eine andere Koalitionszusammensetzung überhaupt die Frage' der Dotation noch berührt und debattiert hätte . Der Herr
Minister weiß , daß man , wenn eine der anderen Parteien
dabei gewesen wäre , die Frage — ich betone, wie er es gesagt
hat — gewiß „debattiert " hätte . Herr Minister , ich hoffe ,
daß man dann bei einer eingehenden Aussprache über Recht
oder Unrecht des neuen Paritätsbegriffs doch zu einer an¬
deren Lösung gekommen wäre . Ich wage zu behaupten , es
hätte Lösungen gegeben , die im Benehmen mit den Kirchen
hätten gefunden werden können, und bei denen dann die
»Kirchen im Dorf geblieben" , die Verhältnisse so geregelt
Wörden wären , daß die Beteiligten , wenn auch unter Opfern ,
sich mit ihnen hätten einverstanden erklären können.

Noch kurz zum Anhürungsrecht ! Das Anhörungsrecht der
Gemeinden und das sog . Anhörungsrecht her Kirchen ist von
dem Herrn Abg . vr . L e e r s mit Recht schon als auf ver¬
schiedenen Blättern stehend bezeichnet worden. Niemand von
uns hat behauptet, daß ein Rechtsanspruch hierzu für die Kir¬
chen bestehe ; aber ich muß noch einmal die Frage aufwersen ,
ob nicht im richtigen Zeitpunkt — etwa Dezember oder Ja¬
nuar , ich weih ja nicht , wann der Tag gekommen war , wo die
Regierung und das Ministerium des Kultus sich darüber einig
geworden waren , daß eine Vorlage mit neuer Paritätsklausel
kommen sollte — auch der Augenblick gekommen war , die Kir¬
chen über das zu verständigen, was man beabsichtigte . Wenn
das geschehen wäre und das Anhören auf diesem Weg erledigt
gewesen wäre , dann hatte der Regierung selbstverständlichdie
Entscheidungsfreiheit offengestanden. Sie kann nicht und soll
nicht über jeden Gesetzgebungsaktdauernd Umfragen, sie mutz
ihre Souveränität gerade in dieser Frage aufrechterhalten .
Aber diesen einen Akt vermissen wir , wobei immer wieder zu
berücksichtige,: bleibt, daß nur die eine große Kirche , die evan¬
gelische, Grund zur Klage hat.

Wir haben»die ganze Lage nun so , daß wir uns zustim¬
mend oder ablehnend verhalten können . Die Möglichkeit der
„mittleren Linie" ist ausgeschlossen —- war auch ausgeschlossen
von dem Augenblick an , wo die Koalitionsparteien ihre Zwei¬
parteienentscheidungen getroffen hatten . Das wurde ja mit
einer Deutlichkeit zugegeben, die nichts mehr zu wünschen
übrig läßt . Als von unserer Seite festgestellt worden war , daß
die Verabredung hinter verschlossenen Türen nicht der Weis¬
heit letzter Schluß gewesen sei und man darüber wohl noch
an anderer Stelle mit dem Willen zur Verständigung hätte
beraten müssen , da hat der Herr Kollege Haas dazwischen¬
gerufen : „Es war von uns alles wohlerwogen! "

(Ja ! beim
Zentrum ) . Das ist also Ihre Entscheidung. Wir aber aner¬
kennen nicht , daß etlva das Hohe Haus diese Ihre Entschei¬
dung als eine Art göttlichen Ratschluß vorsetzen lassen müsse !
Soweit geht die Geschichte nun doch nicht ! (Lebhaft? Zurufe
vom Zentrum ) Wir haben das Recht und die Pflicht, auch
und gerade als Opposition uns vorzubehalien , daß wir die
Entscheidungen hier mitbeeinflussen und mitfällen können.
Wenn Sie aber schon von vornherein sagen : es war alles er¬
ledigt, dann ist diese Angelegenheit selbstverständlich für eine
verantwortungsbewußte Opposition' insofern auch erledigt, als
es für sie keinen Zweck mehr hat , sich irgendwelche Hoffnung
auf eine geordnete und befriedigende Lösung zu machen .

Und nun wurde immer wieder, auch von der Regierungs -
seite , behauptet, daß der Antrag dxs Abg . Vs. Föhr von ,
Jahre 1927 zu dieser Vorlage verpflichte . Das lehnen wir
von der Opposition grundsätzlich ab. Ich stelle noch einmal den
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(Abg . Hofheinz sD. Dem. P .j )
Wortlaut des Antrags Or. Föhr fest . Er ist am 21 . Juli
1827 verhandelt worden und hat gelautet :

»Die Regierung wird ersucht , für den nächsten Staats¬
voranschlag die Staatsdotation an die Kirchen unter dem
Gesichtspunkt der Parität und der Notlage der Kirchen
einer erneuten Prüfung zu unterziehen ."

In der sich anspinnenden Debatte hat damals der Abg . vr .
Glöckner auf die Bedeutung dieser Formulierung ausdrück¬
lich hingewiesen und hat erklärt :

„Ich glaube, es ist heute wirklich nicht der Tag und die
Zeit, in die Frage grundsätzlich hineinzusteigen, die der

• Herr Kollege Dr. Föhr durch seinen Antrag angeschnit¬
ten hat . Er will, wenn ich den Antrag — der uns ja nur
verlesen worden ist, der uns noch nicht vorliegt, und,zu
dem deswegen auch endgültige Stellung zur Zeit nicht
genommen werden kann — richtig verstanden habe, die
Frage der Dotationen neu geprüft haben."

Darauf hat der Abg . vr . Glöckner Wert gelegt. Eine
Angelegenheit „prüfen " heißt aber nicht , eine Verpflichtung
zur Durchführung eines bestimmten Grundsatzes auferlegt
zu bekommeil (Sehr richtig ! in der Mitte . — Zwischenrufe
vom Zentrums . Wenigstens war das bisher , wenn es sich
um einen Antrag von dieser Seite gehandelt hat , immer die
Auffassung jener Seite (Zum Zentrum ) . Ich möchte das
deshalb feststellen , weil in dem Augenblick alle Argumente,
als ob in einem früheren Zeitraum vor der neuen Regie¬
rungsbildung etwas versäumt worden sei, hinfällig find.
Die Tatsache, daß die Angelegenheit intern wenigstens be¬
arbeitet worden ist in den zwei maßgebenden Zeitpunkten,
ist aktenmätzig vom Regierungstisch festgestellt , das übrige,
ob Folgerurlgen und welche zu ziehen sind , ist keine An¬
gelegenheit mehr, die dem einzelnen Ressort, sondern dem
Staatsministerium , der Regierung im ganzen als Aufgabe
zusällt und gestellt wurde/ und wenn von dort aus keine
Folgerungen gezogen wurden , geht es nicht an , daß man
dem einzelnen Ressort Bersäumnisvorwürfe macht .

Die ganze Debatte über die Regierungsvorlage ist ja in
ihrem Charakter dadurch festgelegt, daß tatsächlich macht » und
koalitionspolitische Verhältnisse schon den Tenor der Vorlage
und der Regierungsparteien bestimmt haben. Die Sozial¬
demokratie, die nun auf einmal „aus Gerechtigkeitsgründen"

diese Vorlage vertritt , hat noch zwei und drei Jahre vorher
von der Durchschlagskraft dieser Gerechtigkeitsgründe mchtS
gewußt. Sie hat damals , wie schon betont worden ist, durch
ihren Sprecher sehr deutlich zu stärke Absichten für eine
einseitige Lösung zurückgewiesen . Heute handelt es sich also
um das, was ich charakterisiert habe,, um die Festlegung der
Sozialdemokratie auf konfessionell « inseitiger Basis.

Der Herr Minister hat in einer früheren Allsführung im
tzaushaltsausschusse festgestellt , daß er die Anträge der
Demokraten und der Volkspartei — und Ähnliches war hier
zu hören — nicht als ernst gnzuerkennen vermag, da von
den Oppositionsparteien die Mittel nicht bewilligt würden
zur Durchführung der Vorlage . Herr Minister , darauf habe
ich nur das eine festzustellen: Ein Unrecht, wie es in dieser
Vorlage nach unserer Überzeugung mindestens droht und
sicher vorhanden ist, wird nach unserer Auffassung nicht
dadurch beffer gemacht , daß mar, auch noch die Mittel dazu
bewiPgt zu feiner Durchführung . Ich möchte feststellen , daß
ich auf die Äpostrophierung durch den Herrn Minister schon
im Haushaltsausschusse ausdrücklich erklärt habe : Wenn ein
gangbarer Weg gefunden wird, um die Vorlage auch uns

annehmbarer zu machen, find wir bereit, einen solche«
gangbaren Weg mitzugehen, die Verantwortung zu tragen
und auch die finanzielle Lösung dafür zu suchen . Ich glaube
nicht , daß eine der Oppositionsparteien nicht mit Freuden
diesen Weg mitgegangen wäre . Glauben Sie , es ist uns
etwas Angenehmes, von Ihnen nun hingestellt zu werden
als angebliche Kirchen - und Religionsfeinde ? Dabei handelt
es sich für uns um nichts anderes als um die Tatsache, daß
wir einer Auffassung von Parität , wie sie hier niedergelegt
wird , nicht beitreten können , um so mehr, wo der Abbau
endgültig durchgeführt werden soll und vorgesehen ist.

Zusammenfassend: Unsere Anträge machen einen letzten
Versuch und weisen einen letzten Weg zu einer gemeinsamen
Lösung. Nehmen Sie mit uns in positivem Sinne dazu
Stellung . Sie werden dem Frieden dienen, das wird den
Weg der Einkehr lohnen (Bravo ! bei den Demokraten) .

Das Sch l u ß w o r t zum Antrag der Abg . Maier u . Gen.
(Drucks . Nr . 107(1) erhält

Abg . Maier (Sozdem.) :

Ich kann gleich noch eine andere Sache erledigen, sonst hätte
ich auf das Wort verzichtet . Dem Antrag will ich nur noch
wenige Worte widmen. Wir haben dem Antrag eigentlich
nichts hinzuzufügen , er spricht für sich selbst. Unsere
Stellungnahme schon vor Jahren war die : Wir wollen den
Kirchen Gelegenheit geben , sich auf den Abbau der Dotation
einzurichten. Bei der Beratung des Kirchensteuergesetzes
seinerzeit haben wir diese« Antrag schon gestellt, er ist dort
abgelehnt worden. Der Herr Kollege v o n A u hat damals
unseren Standpunkt unterstützt, auch der Herr Kollege
D . Mayer - Karlsruhe ist damals wenigstens zu der Er¬
klärung gekommen , sie seien momentan noch nicht in der
Lage , diesem Antrag zuzustimmen, aber sie würden doch
glauben , daß man in der nächsten Zeit darüber reden müffe .
Wenn man den Kirchen die 2 050 000 JM wegnehmen will ,
muß man ihnen volles und unbegrenztes Steuerrecht geben ,
das ist unsere Auffassung, deshalb beantragen wir , den
Kirchen dieses Steuerrecht zu geben , dann wiffen sie, daß sie
von jetzt an ihre Finanzen so in Ordnung zu bringen haben,
daß sie dem weiteren Abbau ruhig entgegensehen können .

Über den anderen Punkt , die Regierung möge prüfen ,
bevor das Gesetz zum Laufen kommt , inwieweit ein weiterer
Abbau möglich ist, brauche ich nichts zu sagen. Der Herr
M i n i st « r hat vorhin darüber schon Auskunft gegeben und
auch als seine Meinung den Standpunkt vertreten , man
werde wieder prüfen müssen ; gerade vorhin hat der Herr
M i n i st e r nochmals Ähnliches gesagt, ich brauche dem nichts
hinzuzufügen.

Weil ich gerade am Wort bin , möchte ich die Gelegenheit
benützen, damit ich keine persönliche Bemerkung zu machen
brauche , eine Richtigstellung zu dem , war der Herr Abg .
Köhler gesagt hat , zu geben . Ich, war leider nicht da, als er
die Äußerung getan hat , es ist mir aber mitgeteilt worden, er
habe in bezug auf meine Ausführungen von heute morgen,
in denen ich mich beschwert hatte darüber , daß die National¬
sozialisten uns als Motiv für die Zustimmung zu dieseui
Gesetze unterschieben, daß wir einen Ministerseffel und einen
Staatsratsposten halten wollten — also ganz niedrige
materielle Gesichtspunkte , wogegen ich mich gewendet hatte
— , nun den Beweis antreten wollen durch Zitieren eines
Ausspruches von mir , den ich im Jahre 1818 in der
Nationalversammlung getan habe. Ich habe mir den steno -
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graphischen Bericht angesehen und konstatiere folgendes:
Die Nationalsozialisten wollen anscheinend nach französischem
Rezept Vorgehen : Gebt mir drei Worte und ich bringe ihn
an den Galgen . So darf man nicht aus dem Zusammenhang
heraus zitieren , wie Herr Köhler es getan hat . Um was
hat es sich gehandelt? Es war die Besprechung der Inter¬
pellation des Zentrums über die Vorgänge in Wyhlen, wo
Unruhen oder Belästigungen gegen Wallfahrer vorgekommen
sein sollen , die dort „Zum guten Hirten "

, oder wie das ge¬
heißen hat, gekommen waren (Zuruf von Zentrumsseite :
Himmelspforte ! ) . Himmelspforte . Und bei der Gelegenheit
hat Herr D . Mayer - Karlsruhe auf den Fall Levinö in
München hingcwiesen, der zur Zeit der Rätediktatur erschossen
worden ist. Ich habe dem Herrn Abg . D . Mayer gegen¬
über polemisiert und habe gesagt : „Gewiß, Levine hat Blut
auf dem Gewissen . Es ist aber nach der Gerichtsverhandlung ,
soweit man sie durch die Zeitungen verfolgen konnte , nur
festgestellt worden, daß Levine an dem kommunistischen Auf¬
stand teilgenommen hat , daß er dabei mitgewirkt hat . daß
ex an der Ermordung der Geiseln mit schuld oder beteiligt
war. daß er sonst an Mordtaten sich beteiligt habe, ist nicht
nachgcwiesen . Ich stehe auf dem Standpunkt , daß auch ein
Revolutionär , und das sind wir schließlich mit Ausnahme
einer ganz kleinen Gruppe , die auf dieser Seite des Hause?
sitzt — das waren die Deutschnationalen — , die anderen
waren alle revolutionär damals , die liberale Bolkspartei
war noch nicht da — (Mehrfache Zurufe von seiten der
Nationalsozialisten. — Unruhe . — Heiterkeit. ) Jetzt hörenSie doch einmal auf , Sie werden den Satz zu Ende hören
können , bevor Sie wieder in Ihre Ekstase fallen . Zur Er¬
klärung : Damals waren lauter Republikaner da, die alle die
Staatsumwälzung mitgemacht hatten insofern, als fte die
neue Regierung , die vorläufige Bolksrcgierung , gebildet
hatten . Nur die Deutschnationalen waren damals die
einzigen, die das nicht mitgemacht hatten , die das abgelehnt
hatten . Deshalb habe ich gesagt : „Revolutionäre waren wir
schließlich alle"

, und das sind wir schließlich mit Ausnahmeeiner ganz kleinen Gruppe , die auf dieser Seite des Hauses
sitzt (Auf die Rechte zeigend), alle in diesem Hause. (Dr.
Schofer : Das lehne ich ab.) „Sie haben auch die
Republik" — '

habe ich weiter gesagt — „auch die Republik
errichten helfen"

(Or. S ch o f e r : Ich habe aber keine
Revolution gemacht ) ."

Dann habe ich weiter erklärt : „Wir sind Revolutionäre
oder wenigstens die Nutznießer der Revolution .

"
(Zwischen ,

rufe .) Der Ausdruck — meine Herren von der Liberalen
Volkspartei, da Sie so überlegen lächeln, muß ich Ihnendas schon sagen —, dieser Satz bezieht sich doch offensichtlich
auf den ganzen Landtag einschließlich des Zentrums , wogegen
sich allerdings der Herr Abg . Or. S ch o f e r gewehrt hat.Es ist deshalb ganz klar, daß dieses Wort „Nutznießer der
Revolution" nicht zu verstehen ist, man habe irgendeinenmateriellen Vorteil davon, sondern daß ich sagen wollte,wir sind politische Nutznießer der Revolution , sonst hätten
wir die Republik jetzt nicht . So war doch der Satz zu ver¬
stehen (Unruhe . — Glocke des Präsidenten ).

Ich habe dann weiter über Levine ausgeführt : „Aber der
Teilnehmer an einer Revolution " — nein , ich muß den Satz
noch vorlesen: „Wir sind Revolutionäre oder wenigstens die
Nutznießer der Revolution.

" Ich sagte also : „Wenn «in Re¬
volutionär sich an einer revolutionären Erhebung beteiligt,und es fließt Blut dabei, so ist das gewiß äußerst bedauer¬

lich, wenn die revolutionäre Kundgebung sich in diesem
Rahmen abspielt. Aber der Teilnehmer ist ' nach mein«r
Auffassung ebensowenig als gewöhnlicher Mörder anzu¬
sprechen " — das hatte der Herr D . Mayer - Karlsruhe
behauptet —. „wie ein Feldherr , der Hunderttausende und
Millionen von Staatsbürgern mordet. Der Feldherr machtdas nicht, um gewöhnlichen Mord zu begehen , um Menschen,leben zu zerstören, sondern er macht das aus Patriotismus ,aus staatsbürgerlichem Gefühl, und der Revolutionär machtdas, um sein Ziel zu erreichen. Wenn er mit der Waffe inder Hand erfaßt wird, läuft er Gefahr , und mit RechtGefahr , daß er dem Standrecht verfällt . Wenn er dagegen
nicht mit der Waffe in der Hand erfaßt wird , bin ich schonder Meinung , daß man ihm den Prozeß auf andere Art und
Weise machen muß, und nachdem wir schon Gegner der
Todesstrafe sind, halte ich es für ein Unrecht, wenn mm:an Levinö nachträglich das Todesurteil vollzieht."

Das war der Vorgang, bei dem es sich nur um Levini.gehandelt hat. und die eine Bemerkung, die ich machen wollteund gemacht habe, daß letzten Endes die damalige Deutsch¬
demokratische Partei und das Zentrum und wir diejenigenwaren , wenn sie auch nicht direkt die Revolution gemachthatten , so doch den Nutzen , den politischen Nutzen . der
Staatsumwälzung , hier zu verteidigen hatten (Unruhe —
Glocke des Präsidenten ) . Wie man da von materiellen Dingenreden kann, wie es der Herr Abg . Köhler getan hat , da»
verstehe ich nicht . Das bringt eben nur ein Mann fertig miteiner Gesinnung, die man in diesem Hause nicht parlamen¬
tarisch bezeichnen kann (Sehr richtig , bei den Sozial¬demokraten).

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor

Die allgemeine Beratung wird geschlossen

Der Präsident ninimt hierauf die Abstimmung vor.

Der Antrag des Haushaltsausschusses geht in seiner Zif¬fer 1 dahin,
„dem oben genannten Gesetzentwurf seine Zustim¬
mung zu erteilen .

"

Uber diesen Antrag hinweg gehen aber einige Anträge der
Kommunistischen Partei . Der Präsident stellt zunächst den
Antrag der Abg . B o ck u . Gen. (Drucks . Nr . 107 b ) zur A b -
st i m m u n g.

Der Landtag wolle beschließen :
1. Die Kirche ist vom Staat zu trennen und dement¬

sprechend das Gesetz über die Ausbesserung gering be¬
soldeter Pfarrer aus Staatsmitteln nicht mehr zu ver¬
längern .

2 . Der dadurch jährlich frei werdende Betrag , der im
gegenwärtigen Voranschlag 1 808 800 Mk beträgt , ist
zur Verminderung her Lasten für den Schulaufwandder Gemeinden zu verwenden.

Der kommunistische Antrag wird mit allen gegen 3 (Stint »
men bei 4 Enthaltungen abgelehnt .

Hierauf läßt der Präsident über den Antrag DrucksachtNr . 126 der Abg . Bock u. Gen ., die vertragliche Regelung des
Verhältnisses zwischen dem Staat und den Religionsgemein¬
schaften betr ., abstimmen '

Der Antrag lautet :
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(Abstimmung)
»In , Hinblick auf die in der Regierungserklärung

angekündigie „Vertragliche Regelung des Verhältnis¬
ses zwischen dem Staat und den Religionsgemein-
ichaften ", beschließt der Landtag :

l . der Abschluß eines Konkordates oder eines ähn¬
lichen Vertrages mit den Kirchen wird abgelehnt.
Soweit dahingehende Verhandlungen bereits lau¬
fen, sind diese sofort abzubrechen.

- Die Regierung wird beauftragt , bei der Reichs -
regierung dahinzuwirken, daß alle Vorrechte der
Kirchen aufgehoben und die kirchlichen Organi¬
sationen der Rechtsstellung privater Vereinigun¬
gen unterstellt werden .

"

Der Antrag der Abg . Bock u . Gen . wird mit 54 gegen
3 Stimmen bei 1b Enthaltungen a b g e l e h n t.

Der Präsident stellt hierauf den Antrag der Abg .
Maier u . Gen . (Drucks . Nr . 107 ck> zur A b st i m m u n g .

Zur Geschäftsordnung erhalten das Wort

Abg . Or. Baumgartner (Zentr .) :

Ich glaube, es dürfte zweckmäßig sein , wenn der Antrag -

auf Drucks. Nr . 107 d erst zur Abstimmung gebracht wird,
nachdem das Dotationsgesetz rn Zweiter Lesung erledigt ist .
Ich möchte deshalb bitten , die Abstimmung über diesen An¬
trag jetzt zurückzustellen .

Abg . Maier (Sozdeni.) :

Ich glaube zwar nicht , daß es nötig wäre , diese Zurückstel¬
lung vorzunehmen; ich kann aber dennoch diesem Vorschlag
des Herrn Abg . Or. B a u m g a r t u c r zustimmen. Alan
braucht jetzt nicht abzustimmen ; sondern man kann erst das
Gesetz beraten und dann diesen Antrag durch Abstimmung
erledigen (Auf Zurufe : ) Beim Gesetz die Anträge Or. Mal¬
te s u . Gen . — und dann diese Anträge . Wenn ja der An¬
trag Or. Mattes u . Gen . eine Mehrheit finden würde, dann
würde ja unser Antrag wegfallen . Er ginge ja weiter „in
fünf Voranschlagsjahren" — und dann also noch unser An¬
trag .

Präsident Duffner :

Es ist also der Antrag gestellt , jetzt nicht über den Antrag
auf Trucks . Nr . 107 6 abzustimmen (Abg . Maier : Ich
glaube, man soll jetzt in die Beratung über das Gesetz ein-
treten .

Abg . Or. Baumgartner (Zentr .) :

Wenn Sie einmal den Wortlaut der Ziffer 1 und danach auch
der Ziffer 2 des Antrags Maier u . Gen . scharf ins Auge
fassen — vorlcscn will ich zunächst einmal die Ziffer 1 —,
dann werden Sie sehen , warum ich zu dem Antrag kam , den
ich vorhin gestellt habe (Zuruf aus der nationalsozialistischen
Fraktion ) . Herr Kollege , ich verbitte mir das Wort „Spiegel¬
fechterei " .

Die Ziffer 1 beginnt : ■
„Zur Ermöglichung eines weiteren Abbaues eine

Gesetzesvorlage zu unterbreiten usw .
"

Danach ist anzunehmen , daß die Herren Sozialdemokraten
Nach ihrem Antrag einen Abbau wollen, der über dasjenige
hinausgeht (Zuruf aus der sozialdemokratischen Fraktion :
Nein ! ) , was das Gesetz bringt (Abg . Lechlcitcr : O woher!

— Untcrrichtsminister Or. Remmeler Nach dem Wortlaut
dieses Gesetzes soll das vielmehr . . . ! ) . Also kann man über
den weiteren Abbau erst reden, wenn feststeht , ob das Gesetz
angenommen ist (Große Unruhe — Glocke des Präsidenten ) .

Ziffer 2 dieses Antrages besagt:
„Vor Ablauf des jetzt beschlossenen Gesetzes über

die Verlängerung der Dotationen "
dem Landtag eine Vorlage zu machen : Danach mutz also erst
das Gesetz „beschlossen" sein ; beschlossen wird das Gesetz aber
erst in der zweiten Lesung (Auf Äußerung des Widerspruchs: )
Bitte ! „das Gesetz wird in der Ersten Lesung beschlossen" —
einer sofortigen Vornahme der Zweiten Lesung widersprechen
Sie : also ist das Gesetz erst in der Zweiten Lesung „beschlos¬
sen " (Zurufe aus der Mitte : In der Ersten Lesung !) . Erst
dann ist es beschlossen (Zuruf des Abg . Or. Wolfhard ).
Herr Kollege , Sie wiffen doch , daß das Gesetz nicht in Krait
treten kann (Abg . Or. Wolfhard : Auch in Erster Lesung
ist cs beschlossen! — Zuruf des Abg . Or. Lcers ) . Herr Kol¬
lege Or. L e e r s , wir wollen uns darüber nicht streiten . Wir
wissen doch alle wohl , was damit gemeint ist. Gemeint ist da¬
mit , daß das Gesetz fix und fertig sein (Widerspruch des Abg .
Or. Wolfhard ) — „beschlossen sein soll, nämlich in der
Zweiten Lesung. Da » ist doch logisch, meine ich.

Abg . Maier (Sozdem.) :
Der Argumentation des Herrn Kollegen Or. Baumgart¬

ner kann ich nicht beitreten . Die Opposition hat Einspruch
erhoben dagegen, daß — wenn das Gesetz in der Ersten Le¬
sung beschlossen ist — dann sofort die Zweite Lesnng vorge¬
nommen werde. Das heißt : sie will versuchen , innerhalb der
8 Tage, wie sie nach den Bestimmungen der Verfassung und
der Geschäftsordnung vorgesehen sind, eine nochmalige Durch-
denkung und ltberprüfung des Gesetzes zu ermöglichen und
herbeizuführen — und da ist es von Bedeutung , ob der An¬
trag Annahme gefunden hat , oder ob er abgelehnt worden ist.
Ich glaube also , daß es zur materiellen Beurteilung der gan¬
zen Situation notwendig sein wird, auch Klarheit über den
Antrag Maier u . Gen . zu haben, und möchte deshalb bit¬
ten , daß über unseren Antrag abgestimmt wird , wenn das
Gesetz in Erster Lesukig beschlossen ist.

Präsident Duffner :
Nachdem die Antragsteller diesen Wunsch hegen , wollen wir so

verfahren : ich werde also über den Antrag Maier u . Gen
auf Drucks . 107 6 abstimmen lassen , nachdem wir über das
Gesetz in Erster Lesung abgestimmt haben.

Der Präsident ruft hierauf den Entwurf eines Geset¬
zes über die Ausbesserung gering besoldeter Pfarrer aus
Staats,nitteln (Drucks. Nr . 107) zur Abstimmung mif :

Überschrift und Einleitung — Artikel I —•

Zur Geschäftsordnung erhält das Wort

Abg. H o f h e i n z (D . Dem . P .) :

Der erste unserer Haupt - und Primäranträge bezie,, , nw
auf Art . I des Gesetzentwurfes. Er macht einen Abänderungs¬
vorschlag dazu. Und wenn dieser angenommen würde , dann
wären „die übrigen Absätze des Art . I " im Entwurf zu strei¬
chen .

Nach Auffassung derjenigen, die den Antrag eingereicht
haben, müßte unser Antrag auf Drucks . Nr . 107 e hier — in ,
Hinblick auf seinen Charakter als Abänderungsantrag alle
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vor der' Abstimmung über den Art . I des Gesetzentwurf« —
gut Abstimmung gebracht werden.

Präsident Duffner :
Es handelt sich hier also um den Antrag , den die vereinigte

Opposition eingebracht hat , nämlich um den Antrag auf
Drucks . Nr . 107 e , ausgehend von den Abg . l)r. Matte s, von
Au, Hofheinz, Teutsch , Dt. Schmitthenner . Dann würde ich
also jetzt zunächst über diesen (Haupt -) Antrag abstimmen
lassen , der sich auf Artikel I bezieht. Er geht dahin :

In Artikel I Absatz 1 ist hinter dem Wort „mit"
zu setzen:
„den um 20 Prozent gekürzten Beträgen zu leisten.

"
Die übrigen Absätze sind zu streichen .

Bei der hierauf folgenden Abstimmung wird der Antrag
(Hauptantrag ) Drucks. Nr . 107 e mit allen gegen 24 Stimmen
bei 2 Enthaltungen abgelehnt .

Der Präsident läßt hierauf über den Eventualantrag
derselben Abgeordneten abftimmen. Er lautet :

„In Art . I Abs. 1 ist hinter den Worten „Aufbes¬
serungszuschüsse sind " zu setzen:

„in der Weise abzubauen , daß die Aufbesserungs-
Zuschüsse in den auf den 1. April 1931 folgenden
fünf Voranschlagsjahren um je 20 Prozent der
seitherigen Beträge gekürzt werden" .

Art . I ist von dem Wort „mit" nach „Aufbesserungs-
zuschüsse sind" bis zum Schluß zu streichen .

Der Eventualantrag der Abg. Dt. Mattes u . Gen . wird
mit 30 gegen 21 Stimmen bei 2 Enthaltungen abgelehnt .

Der Präsident ruft auf Artikel II des Gesetzes
„Das Ministerium des Kultus und Unterrichts

wird mit dem Vollzug dieses Gesetzes beauftragt ."
Artikel II wird mit 43 gegen 27 Stimmen bei 1 Enthaltung

angenommen .

Es ist noch über Art . I des Gesetzes abzustimmen.
Artikel I des Gesetzentwurfs wird mit 45 gegen 27 Stim¬

men bei 1 Enthaltung angenommen .

Der Präsident ruft das ganze Gesetz zur Abstimmung
auf .

Zur Geschäftsordnung erhält das Wort

Abg . Dt. Baumgartner (Zentr .) :
Es ist der Antrag auf namentliche Abstimmung über das

ganze Gesetz eingebracht worden mit mehr als 10 Unter¬
schriften .

Präsident Duffner :
Es liegt ein Antrag auf namentliche Abstimmung vor . Ichbitte diejenigen Abgeordneten, die dem Gesetz ihre Zustim¬

mung geben , mit Ja , die es ablehnen, mit Nein zu stim¬
men, und die , die sich enthalten , sich entsprechend zu melden.

Es stimmten mit „I a" die Abgeordneten:
Amann , Arnold , Dt. Baumgartner , Bausch ,Lerberich , Teufel , Duffner , Dürr , Eggler ,

Eichenlaub , Engelhardt , Frau Fischer - -Karls¬
ruhe, Geh Weiler , Graf - Achern , Graf - Pforzheim ,

Grotzhans . Haas , Hartmann , Häßler , Heck ,Heid . Heinzmann , Heurich , Hilbert , Dt. Hoff ,
mann . Honikel , Dt. Kaufmann . Kühn , Kuhn ,Maier , Nußbaum , Osterwald , Or. Person ,Reinbold , Dr. Retzbach , Frau Rigel , Risch , Roesch ,Rückert , Schill , Dr. Schmitt - Karlsruhe , Schnei¬der , Seubert , Frau Siebert , Trinks , Weiß -
mann .

Es stimmten mit „Nein " die Abgeordneten:
von Au , Bauer , Berggötz , Bock , BrixnetlEwald , Fischer - Konstanz. Haber mehl . Hagin .

Hermann . Hofheinz , Dr. Horn , Köhler , Kraft
Herbert, Frau Langendorf , Lechleiter . Dr. Leers ,Menth , Merk , Frau Richter , Schmidt - Breiten .Dr. Schmitthenner , Steine !, Teutsch , Dr. Wal¬
deck, Dr. Waeldin , Dr. Wolfhard .

Es enthielt sich der Stimme :
der Abg . S p i e l m a n n.

Es fehlten die Abgeordneten:
Frau Blase , Böning , Dr. Föhr . Hügle , Klaus ,

mann . Kraft Ernst , Kurz , Lenz , Martzloff , Dr.Mattes , Roth , Dr. Schäfer , Wagner . Dr. Trunk .
Das Gesetz ist somit mit 46 gegen 27 Stimmen bei 1 Ent¬

haltung angenommen .
Der weitere Antrag des Haushaltsausschufses :

3 . das Gesuch des Präsidenten der evangelischen Lan¬
deskirche vom 3. März 1930, Aufbesserung gering be¬
soldeter Pfarrer aus Staatsmitteln , mit den Anlagen
vom 28. Februar 1930 zur Dotationsfrage , vom
24 . Februar und 18. Februar 1930 , Aufbesserung ge¬
ring besoldeter Pfarrer aus Staatsmitteln , sowie die
Gesuche der evangelischen Kirchengemeinden Graben
und anderer (insgesamt 49l ) in demselben Betreff

als durch die Beschlußfassung zu Ziffer 1 erledigt erklären ,wird mit 47 gegen 25 Stimmen bei 2 Enthaltungen ange¬
nommen .

Der Präsident läßt über den Antrag des Haushaltsaus ,
fchuffes auf Drucks . Nr . 107 c abstimmen.

Der Haushaltsausschutz beantragt weiter , der Land-
tag wolle die Gesuche

1 . der evangelischen Kirchengemeinden Lurlach ,
Fahrenbach, Neuenheim, Plankstadt , Schiltach,
Sulzburg und Wutöschingen, den Gesetzentwurf
über die Aufbesserung gering besoldeter Pfarrer
aus Staatsmitteln betreffend, und

2. des Präsidenten des Landessynodalrats der Alt¬
katholischen Kirche in Baden im gleichen Betreff

durch die Beschlußfassung zum Gesetzentwurf f ü r
» erledigt erklären .

Der Ausschuhantrüg wird gleichfalls mit 47 gegen 25 Stim¬
men bei 2 Enthaltungen angenommen .

Der Präsident stellt nunmehr den Antrag der Abg .
Maier u . Gen. (Drucks. Nr . 107 6) zur Abstimmung.

Zur Geschäftsordnung erhält das Wort

Abg . H o f h e i n z (Dem . ) :
Ich darf zur Geschäftsordnung eine Erklärung abgcveu.
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Wir sind in Ansehung der Tatsache, datz man an unserer
Loyalität bei der Behandlung dieser ganzen Frage gezweiselt
hat. verpflichtet , nicht nur durch die Abstimmung, sondern auch
durch die Erklärung festzustellen , daß wir den beiden .Absätzen
des Antrags 107 d zustimmen werden.

Ter Antrag der Abg . Maiern . Gen ., Drucks. 107 d , lautet :
Die Unterzeichneten beantragen , der Landtag

wolle beschließen , die Regierung zu ersuchen ,
1. zur Ermöglichung eines weiteren Abbaues der

Dotationen dem Landtag eines Gesetzesvorlage
zu unterbreiten , durch welche die bisherigen
Höchstgrenzen für die Landeskirchensteuer be¬
seitigt werden,
vor Ablauf des jetzt beschlossenen Gesetzes über
die Verlängerung der Dotationen dem Landtag
rechtzeitig eine neue Vorlage betr . den weiteren
Abbau vorzulegen.

Es ist der Antrag gestellt , getrennt abzustimmen.

Ziffer 1 des Antrags wird mit 36 gegen 34 Stimmen bei
4 Enthaltungen angenommen .

Ziffer 2 des Antrags wird mit derselben Mehrheit an¬
genommen .

Präsident D n f f n e r :

Es wäre nun abzustimmen über Kapitel 1 und 2 des Vor¬
anschlags zum Ministerium des Kultus und Unterrichts, ich
schlage Ihnen aber vor, diese Abstimmung zurückzustellen
bis nach der Zweiten Lesung des Gesetzes , weil die in dem
Voranschläge enthaltenen Zahlen von der Annahme oder
Ablehnung des Dotationsgesetzes abhängig sind . Das Haus
ist damit einverstanden.

Ich schlag« Ihnen nunmehr vor , hier abzubrechen. Ich
hatte , vorher die Absicht gehabt, jetzt die seinerzeit gewünschte
.Haushaltsausschußsitzung morgen vormittag einzulege» , eL ist
aber gebeten worden vom Herrn Staatspräsidenten ,
daß wir, damit wir diese Woche mit dem Ministerium des
Kultus und Unterrichts fertig werden, und damit wir in der
nächsten Woche mit dem Finanzministerium beginnen können ,
jetzt weitermachen. Es ist der Wunsch geäußert worden, mau
möge diese .Haushaltsausschußsitzung einlegen. Ich glaube, es
wird nach Lage der Dinge notwendig sein , daß wir die Zeit
dieser Woche ausnutzen und weiterfahren morgen mit der
allgemeinen Beratung über das Unterrichtsministerium,
Kapitel 3, Hochschulen, beginnend.

Es erhebt sich kein Widerspruch , das Haus ist damit ern-
berstanden.

Zur Geschäftsordnung erhalten das Wort

Abg. Dr. Baumgartner (Zentr .) :

Ich möchte zur Geschäftsordnung beantragen , daß heute
gleich festgestellt wird, daß die Zweite Lesung über das
Dotationsgesetz heute in acht Tagen stattfinden soll, damit'

mau ungefähr weiß , wann die Dinge stattfinden.

Abg. Hofheinz (T . Dem. P .) :

Ich möchte darauf Hinweisen , datz im Vertrauensmänner «
ausschutz seinerzeit eine Generaldebatte über das Unter¬
richtsministerium vorgesehen war . Ich weiß nicht , ob ich den
Herrn Präsidenten falsch verstanden habe,, daß er
gesagt : Beginnend mit dem Kapitel Hochschulen. Das wäre
ja die Spezialberatung , über das Gesamte . sollte doch zuerst
debattiert werden , so war es vorgesehen .

Präsident D u f f n e r :

Ich habe mich vielleicht mißverständlich ausgedrückt. Tie
allgemeine Beratung über den Etat des Ministeriums des
Kultus und Unterrichts. Kapitel 3 ist der erst« Abschnitt
des . Unterrichtsministeriums.

Abg. Dr. Baumgartner (Zentr .) :

Ich darf zur Geschäftsordnung seststellen : Es ist nach
meiner Ansicht im Vertrauensmännerausschuß verabredet
worden , daß das Kapitel Ministerium in den ganzen Zu¬
sammenhang mit den Bildungsfragen gestellt werden soll,
und ich glaube, daß wir morgen diese Debatte haben, nämlich
Generaldebatte, Kapitel 1 . Unterrichtsmiiristerium, nämlich
Ministerium, dann weiter fortfahrend — jetzt ist der Kultus
ausgeschieden — das gesamte BildungSwescn, einschließlich
Wissenschaften und Künste . Also, was nach im Budget stebr,darüber soll morgen die Generaldebatte stattfinden, und auch
an den andereit Tagen , die noch itotwendig sind . So haben
wir das im Vertrauensmännerausschuß verabredet. Ich
möchte bitten, daß der Herr Präsident dem die Zustim¬
mung gibt .

Präsident D u f f n 1 r :

Es erhebt sich kein Widerspruch , ich stelle das fest. Di :
wollen so verfahren.

Ich möchte noch mstteilen, daß wir den Antrag , Drucks.
Nr. 130, der Abg. Maier , Arnold und Fraktion , Unter¬
richtsgelder und Studiengebühren der Studierenden an den
badischen Hochschulen betr ., dem Haushaltsausschuß zuleilen
wollen . Es erhebt sich kein Widerspruch .

Ich möchte bitten, daß die Mitglieder des Vertrauens -
männerausschusses zu einer kurzen Besprechung zusammen-
treten morgen früh 9 Uhr .

Die Sitzung ist geschlossen .

sb7> .
Schluß der Litzmig nach 7J4 Uhr abends.

Oi
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